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Udo Kempf

Vom Vielparteiensystem zur Blockbildung

Das französische Parteiensystem

Eine Analyse des französischen Parteiensy-
stems muß kurz vor den Wahlen 1) zur Natio-
nalversammlung den für die heutige Entwick-
lung so fundamentalen Ausspruch des lang-
jährigen Kulturministers und engsten Gefähr-
ten de Gaulles, Andre Malraux, „zwischen 
uns (den Gaullisten) und den Kommunisten 
wird der französische Wähler bald ein Nichts 
vorfinden" einbeziehen, um der innerhalb von 
14 Jahren erfolgten Wandlung des Parteien-
systems gerecht zu werden.

Zwar haben die bisherigen vier Wahlen Mal-
raux' düstere Prophezeiung nur zum Teil be-
stätigt, andererseits zeigen aber die Ereignis-
se der letzten Monate seit Veröffentlichung 
des gemeinsamen Programms der P.C.F. und 
der Sozialisten eine unabwendbare Entwick-
lung vom Vielparteiensystem der dritten und 
vierten Republik zu einem auf zwei Blöcke 
polarisierten Gefüge, das sich um die Gunst 
der Wähler bemüht. In den Wahlen vom Juni 
1968 vereinigten die drei größten Parteien 
80 % der abgegebenen Stimmen auf sich, 
während die drei restlichen, unter ihnen 
Frankreichs älteste Partei, die 1901 gegründe-
ten Radikalsozialisten, nur minimale Prozent-
sätze erringen konnten. Vergleicht man diese 
Zahlen mit Ergebnissen der IV. Republik, so 
zeigen sie am besten den eingetretenen Wan-
del: 1956 fielen auf die drei größten Formatio-
nen nur 50 °/o der Stimmen; sechs oder — je 
nach Klassifizierung — neun Gruppierungen 
mußten die übrigen Stimmen unter sich auftei-
len.
Diese Polarisierung, die seit dem Ende des 
Algerienkrieges 1962 die gesamte Parteien-
konstellation erfaßt hat und sich nicht nur

1) Manuskript abgeschlossen im Januar 1973.

Einleitung

auf die „neuen bzw. jungen" Parteien der Re-
gierungskoalition, sondern auch auf die vier 
traditionellen Parteien 2) erstreckt, kennzeich-
net das heutige Parteiensystem Frankreichs. 
Unlösbar verbunden mit dieser Entwicklung 
ist neben der Verschiebung des traditionellen 
Gleichgewichts zwischen Legislative und Exe-
kutive, das sich in der III. und IV. Republik 
immer eindeutig zugunsten des Parlaments

neigte, in der V. Republik aber durch Hinzu-
fügung einer dritten Komponente, des omni-
potenten Staatspräsidenten*), ein Überge-
wicht der Exekutive schuf, der Rückgriff auf 
das romanische Mehrheitswahlsystem 3a). Wäre 
in der heutigen Republik weiterhin nach der 
seit 1945 gebräuchlichen Verhältniswahl ab-
gestimmt worden, hätte sich eine völlig an-
dere Sitzverteilung ergeben.

2) Section Frangaise de l'Internationale Ouvriere, 
Mouvement Republicain Populaire, die Gemäßigten, 
Parti Communiste Franais.
3) Vgl. Udo Kempf, Der französische Staatspräsi-
dent — Macht ohne Grenzen?, in: Gegenwarts-
kunde, 21. Jg., H. 2, 1972, S. 143 ff.

In Frankreich wird nach der romanischen oder 
absuluten Mehrheitwahl mit zwei Wahlgängen ge-
wählt, die schon die III. Republik (und das deutsche 
Kaiserreich) kannte. Danach ist das Land in ebenso 
viele Wahlkreise eingeteilt, wie es Abgeordnete 
in die Nationalversammlung, das „Palais Bourbon" 
schickt. Wenn ein Kandidat im ersten Wahlgang 
mehr als 50 °/o der abgegebenen Stimmen erhält, 
ist er gewählt. Erzielt kein Kandidat die absolute 
Mehrheit, findet am folgenden Sonntag eine Stich-



Hinzu tritt eine Umwälzung der sozio-ökono-
mischen Struktur, die sich am deutlichsten in 
der Abnahme der in der Landwirtschaft Täti-
gen (von 27,5% [1954] auf 15,3% [1968]) und 
in der Bildung neuer großer Industriezentren 
in Savoyen (Grenoble), der Bretagne (Le 
Mans) und des Südwestens (Bordeaux, Lacq) 
zeigt.

Die wahlgeographische Bedeutung dieser 
Veränderungen äußert sich vor allem in einer 
Verschiebung der traditionellen Hochburgen: 
Wählten in der IV. Republik die Industriege-
biete in der Regel sozialistisch, die ländlichen 
Regionen konservativ, so erzielten die Gaulli-
sten in den letzten Jahren vor allem auf Ko-
sten der Sozialisten und auch Kommunisten in 
den aufstrebenden neuen Industriezentren und 
in Paris enorme Stimmgewinne, während die 
ländlichen Zonen südlich der Loire überdurch-
schnittlich viele Abgeordnete der „Linken" 
ins Palais Bourbon entsandten.

All diese Komponenten haben dazu beigetra 
gen, das zersplitterte Parteiengefüge der Vor 
und Nachkriegszeit auf einige wenige zu re 
duzieren und gleichzeitig eine „Umerziehung' 
des Wählers zu bewirken, der nach den vor 
liegenden Analysen nicht mehr bereit zu seir 
scheint, Splitterparteien oder ausgesproche-
nen Protestparteien (wie den Poujadisten ode 
Rechtsextremisten) seine Stimme zu geben 
sondern sich für einen der zwei (oder drei) in 
sich verhältnismäßig heterogenen Blöcke ent-
scheidet. Daß dieses Wählerverhalten durch 
die dominierende Person General de Gaulles 
entscheidend beeinflußt wurde, braucht nicht 
ausdrücklich hervorgehoben zu werden, denn 
ein positives oder negatives Votum für den 
Staatspräsidenten — ob in einem Referendum 
oder in der Präsidentschaftswahl — band die 
Wähler in der Regel auch an die Parteien, die 
seine Politik in der Nationalversammlung gut-
hießen oder ablehnten.

Die verfassungsrechtliche Stellung der Parteien

Der Begriff „Partei“ blieb in den französi-
schen Verfassungen im Gegensatz zum 
Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland 
weitgehend unberücksichtigt; auch ein Partei-
engesetz besteht nicht. Zu Beginn der IV. Re-
publik beabsichtigten die S.F.I.O. und 
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das 
M.R.P., ein Parteienstatut verabschieden zu las-
sen, das die Rolle der Parteien im Staat, ihre 
innerparteiliche Demokratie und Offenlegung 
der Finanzen beinhalten sollte. Dieses Vorha-
ben scheiterte jedoch an der mangelnden Zu-
stimmung der übrigen Parteien, die sich ei-
nerseits gegen ein Aufdecken ihrer finanziel-
len Zuwendungen (so die Konservativen und 
die Radikalsozialisten) und andererseits ge-
gen eine Kodifizierung der „innerparteilichen 
Demokratie" (so die Kommunisten) wandten. 
Diese „unheilvolle" Allianz ) brachte somit 

den Vorschlag zu Fall und verhinderte da-
durch auch eine Aufnahme eines entspre-
chenden Artikels in die Verfassung.

Auch der damalige Ministerpräsident Charles 
de Gaulle sprach sich gegen ein solches Sta-
tut aus und gab kurz nach seinem Rücktritt5) 
in der berühmten Rede von Bayeux, ohne die 
die Verfassung und auch die Verfassungs-
wirklichkeit der V. Republik nicht verstanden 
werden kann, seinem Widerwillen gegen die 
Parteien Ausdruck: „Die (gegenwärtige Welt-) 
Lage läßt nicht zu, daß wir in unsere eige-
nen politischen Kämpfe einen Faktor leiden-
schaftlicher Unruhe hineinbringen. Kurz, die 
Rivalität der Parteien ist bei uns grundsätzli-
cher Natur; sie stellt immer alles in Frage, 
und sie verliert nur allzuoft die höheren In-
teressen des Landes aus den Augen . . . Abei 
für die Zukunft unseres Landes und der De-
mokratie ist es unerläßlich, daß unsere Insti-
tutionen dieser Tatsache Rechnung tragen, in-
dem sie . .. das Prestige und die Autorität des 
Staates erhalten, um so zu erreichen, daß die

wähl statt, bei der die einfache Mehrheit genügt. 
Zwischen diesen beiden Wahlrunden scheiden jene 
Kandidaten aus, die weniger als 10 Prozent (bis 
1966 5 %) der Wahlberechtigten für sich mobilisie-
ren konnten.
4) Stanley Henig/John Pinder, European Political 
Parties, London 1969, S. 103. 5) Am 20. 1. 1946.



Gesetze Kredit u
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nd die Regierungen Kohäsion 
besitzen )."

De Gaulle sah vor allem in den ständigen Ka-
binettskrisen ein Versagen der politischen 
Parteien, das schließlich in der Kapitulation 
vor der deutschen Wehrmacht und der Errich-
tung einer autokratischen Herrschaft durch 
Marschall Petain mündete. Für ihn bestand 
die einzige Lösung, den Staat vor ewigen Par-
teiquerelen zu schützen, in der Schaffung 
eines von den Parteien unabhängigen Staats-
präsidenten, „aus dem exekutive Gewalt her-
vorgehen muß" und der als „Schiedsrichter 
über allen politischen Schwankungen steht".

Paradoxerweise enthält jedoch als erste die 
Verfassung von 1958 einen Hinweis auf die 
politischen Parteien: „Die Parteien und politi-
schen Gruppen wirken bei den Wahlentschei-
dungen mit; ihre Bildung und die Ausübung 
ihrer Tätigkeit erfolgen frei. Sie haben die 
Grundsätze der nationalen Souveränität und 
der Demokratie zu beachten" (Art. 4). Es lag 
wohl in der Absicht der Verfassungsväter, 
auf diese Weise die Rechte der Parteien eher 
einzuschränken als auszuweiten und ihnen 
ein beschränktes Betätigungsfeld zuzuweisen 
und zu garantieren, ohne ihnen damit in 
irgendeiner Weise eine Monopolstellung ver-
schaffen zu wollen7). Dies wird vor allem im 
Wahlgesetz von 1964 deutlich, daß den Par-
teien keinerlei Mitwirkung bei der Kandida-
tennominierung überträgt. Wahlvorschläge 
können nur von den Kandidaten selbst einge-
reicht werden (Art. L. 154), wobei es gleich-

6) Gilbert Ziebura, Die V. Republik. Frankreichs 
neues Regierungssystem — Eine Quellensammlung, 
Köln 1960, S. 33.
7) H. Josef Schröder, Die Kandidatenaufstellung 
und das Verhältnis des Kandidaten zu seiner Par-
tei in Deutschland und Frankreich, Berlin 1971, 
S. 41.

8) Partizipation der Parteimitglieder an der Kandi-
datenaufstellung, wie sie in der Bundesrepublik 
Deutschland durch das Wahlgesetz und das Par-
teiengesetz kodifiziert ist, kennt in Frankreich nur 
die Partei Socialiste. Alle übrigen Parteien haben 
in ihren Satzungen ein „Vorschlagsrecht der de-
partementalen Gruppen" vorgesehen; der Partei-
vorstand ist an diese Empfehlungen jedoch nicht

gültig ist, ob sie Parteimitglieder sind oder 
nicht.
Trotz dieser rechtlichen Bestimmung fällt den 
Parteien die entscheidende Rolle bei der Inve-
stitur zu, weil fast alle Bewerber erst nach 
Aufstellung durch eine Partei ihre Kandidatur 
erklären. Formell handelt es sich also um 
eine selbständige Bewerbung des Kandidaten, 
die materiell jedoch ein Wahlvorgang seiner 
Partei ist8).

a) Die Union des Democrates pour la Rpubli- 
que (U.D.R.) 

a

War es in der IV. Republik weder einer 
Rechts- noch Linkspartei gelungen, bei den 
Wahlen eine arbeitsfähige Mehrheit zu errin-

Die Regierungsparteien

gen, änderte sich die für die Nachkriegsrepu-
blik so verhängnisvolle Konstellation grund-
legend durch das gleichzeitig mit der neuen 
Verfassung verabschiedete Wahlgesetz, der 
Übernahme des Präsidentenamtes durch Ge-



neral de Gaulle und der Gründ
9

ung der gaul-
listischen Partei U. D. R. ).

Diese Partei, die sich unmittelbar nach de 
Gaulles Rückkehr an die Macht in erstaunli-
cher Kürze konstituierte 10 ), kann als die ein-
zig „neue" Parteigründung der V. Republik 
angesehen werden, die sich vor allem durch 
ihren — für französische Verhältnisse — er-
staunlich langanhaltenden Erfolg auszeichnet 
und bisher erfolgreicher der tragende Pfeiler 
einer Regierungskoalition gewesen ist als ir-
gendeine andere Formation in der französi-
schen Geschichte.

Als sie wenige Wochen nach ihrer Gründung 
im ersten Wahlgang über 20 0/0 der Stimmen 
und ca. 40% der Sitze in der Nationalver-
sammlung errang, profitierte sie einmal von 
den Stimmen der Wechselwähler, die in den 
vergangenen Wahlen für andere Ad-hoc-Par-
teien (z. B. die Poujadisten) gestimmt hatten, 
diese Formationen jedoch jeweils nur einmal 
unterstützten; zum anderen verhalf die damals 
unbestreitbare Autorität des Generals seinen 
in der U. D. R. zusammengeschlossenen An-
hängern zu einem „Schwalbenschwanz“-Ef-
fekt, denn die Wähler, die kurz zuvor de 
Gaulles Referendum unterstützt hatten, sahen 
keinen Grund, seiner Partei ihre Zustimmung 
zu verweigern. (Daß diese Entwicklung maß-
geblich durch die Mehrheitswahl ermöglicht 
wurde, wird an anderer Stelle eingehender er-
örtert.)
Von nun an konnte die U. D. R. in jeder Parla-
mentswahl ihren Stimmenanteil weiter aus-

gebunden, sondern kann die Nominierungen auto-
kratisch vornehmen. Vgl. hierzu Udo Kempf, 
Mechanismen einer zentralen Steuerung der Kan-
didatenaufstellung in der gaullistischen UNR. Eine 
Fallstudie anhand der Wahlen zur Nationalver-
sammlung 1967 und 1968, in: Zeitschrift für Politik, 
19. Jg„ H. 4, 1972, S. 365 ff.
•) Die gaullistische Partei wechselte seit ihrem Be-
stehen mehrmals ihren Namen: Zunächst von 1958 
an „Union pour la Nouvelle Republique" (UNR), 
1967 „Union des Democrates pour la Ve Republi-
que" (UD—Ve), im Mai/Juni 1968 „Union pour la 
Defense de la Republique" (UDR) und anschließend 
„Union des Democrates pour la Republique" 
(UDR). Der besseren Übersicht wegen werden die 
letztgenannten Initialen im gesamten Text beibe-
halten.
10) Vgl. Jean Charlot, L'U.N.R. — Etüde du Pouvoir 
au Sein d’un Parti Politique, Paris 1967.

bauen (siehe Tabelle 1), bis sie und ihre Ko-
alitionspartner (Unabhängige Republikaner 
und einige Zentrumskanditaten) 1968 46% 
der abgegebenen Stimmen bzw. 36 % der 
Wahlberechtigten auf sich vereinigen konn-
ten — ein Erfolg, den keine französische Par-
tei jemals erreichte.

Für diese Entwicklung ist die soziale Schich-
tung und regionale Verteilung der gaullisti-
schen Stimmen in den diversen Wahlen 
höchst aufschlußreich: Zunächst auf die tradi-
tionell konservativ wählenden Regionen des 
Nordostens und -Westens beschränkt, konnte 
die Partei bei den folgenden Wahlen vor al-
lem Stimmgewinne südlich der Loire und im 
Südosten erzielen und die dortigen Hochbur-
gen der Linken erheblich dezimieren. Erober-
te sie in den ersten Parlamentswahlen haupt-
sächlich die Mandate etlicher 
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städtischer 
Wahlgebiete, die stärker vom sozialen Auf-
schwung der späten fünfziger Jahre profitiert 
hatten, gelang es der U. D. R. in der Folgezeit, 
auch in industriell unterentwickelten Zonen 
beträchtliche Gewinne zu erzielen. Da die 
Zahl der Stimmenthaltungen in den einzelnen 
Wahlen sehr schwankt, ist es äußerst schwie-
rig festzustellen, wie viele Stimmen die Gaul-
listen den Linksparteien abnehmen konnten; 
Ehrmanns Angaben von ca. 15 % aller für die 
U. D. R. abgegebenen Stimmzettel bestätigen 
diese Vermutungen wohl am besten ).

Die meisten gaullistischen Wähler stammen 
aus dem städtischen oder ländlichen Mittel-
stand; im Mai 1968 jedoch votierten unter 
den Ereignissen des Streiks und der Studen-
tenunruhen zum erstenmal mehr Arbeiter und 
Rentner für die gaullistischen Kandidaten als 
für die kommunistischen und sozialisti-
schen 121).

11) Vgl. Henry W. Ehrmann, Politics in France, 
Boston 19712, S. 228.
12) Für Einzelheiten vgl. Francois Goguel, Bipolari-
sation ou Renovation du Centrisme, in: Revue 
Franaise des Sciences Politiques XVII, 5/1967, 
S. 927 ff. und: Les Elections Legislatives des 23 et 
30 Juin 1968, a. a. O. XVII, 5/1968, S. 852 ff.

Ob für diese Entwicklung die mittlerweile 
seit 1967 eingeleiteten sozialen Maßnahmen 
mitentscheidend waren, ist fraglich; vielmehr 
ist dieser in der französischen Parlamentsge-
schichte einmalige Erfolg neben den genann-



ten noch weiteren Motiven zuzuschreiben: 
der Angst vor dem totalen Chaos und der 
noch immer vorhandenen Autorität des Gene-
rals, die auch seiner Partei zugute kommen 
mußte.

De Gaulle hat sich nie als Parteivorsitzender 
der U. D. R. betrachtet. Im Gegenteil: 1958 
verbot er sogar der neugegründeten Partei, 
seinen Namen auch nur als Adjektiv zu be-
nutzen. Seine Aversion gegen alle politischen 
Parteien wurde durch das Debakel des Ras-
semblement du Peuple Franais (R. P. F.) noch 
verstärkt, das er 1947 gegründet hatte, um die 
Institutionen der IV. Republik anzugreifen. 
Nach ihren ersten Erfolgen bei Kommunal-
wahlen und den Parlamentswahlen von 1951 
zerstritt sich die Parteiführung jedoch über 
eine Beteiligung am Kabinett Pinay, und es 
gelang de Gaulle nicht, seine Anhänger von 
der Übernahme einiger Ministersessel abzu-
halten. Kurz danach erlitt das R. P. F. emp-
findliche Niederlagen bei einigen Kommunal-
wahlen und verschwand bei den letzten Par-
lamentswahlen der IV. Republik 1956 völlig 
von der Bildfläche. Als es 1958 nach dem 
Machtwechsel erforderlich wurde, gaullisti-
sches Gedankengut auch im Parlament zu 
vertreten, gründeten die engsten Mitarbeiter 
des Generals aus der Zeit der Resistance und 
des R. P. F. die neue Partei, die sich völlig mit 
de Gaulles innen- und außenpolitischen Ideen 
identifizierte, was zu ihren Wahlsiegen 1958 
und 1962 führte.

Um eine Wiederholung des Zerfalls der neuen 
gaullistischen Partei zu vermeiden, bedurfte 
es vor allem einer strikt eingehaltenen Diszi-
plin bei ihren Parlamentsabgeordneten. Dies 
führte zu Beginn der sechziger Jahre zu ei-
nem heftigen Eklat zwischen der Parteifüh-
rung und einigen der engsten Mitarbeiter des 
Generals in der Nachkriegszeit, die sich der 
Algerienpolitik der Regierung widersetzten, 
und endete mit deren Parteiausschluß. Ihr an-
schließender Versuch, als Unabhängige zu 
kandidieren, schlug völlig fehl und entmutig-
te in der Folgezeit sämtliche Sezessionsab-
sichten gaullistischer Abgeordneter.

Diskussionen über die Parteiprogramme oder 
ideologische Fragen wurden nur sehr selten 
zwischen der relativ kleinen Parteispitze und 
den unteren Ebenen geführt. Auf Grund der 

in den Gründerjahren erfolgten völligen Per-
sonalisierung der Partei mit dem Staatspräsi-
denten wurde dessen Konzept von der „gran-
deur" Frankreichs zum Leitmotiv der gaulli-
stischen Bewegung; es erlaubte der Partei im-
mer, darüber zu entscheiden, welchen Weg 
man einschlagen wollte, wenn politische Al-
ternativen auftauchten. Zwar ist de Gaulles 
Konzept von „grandeur" als antiquiert und für 
die heutigen internationalen Beziehungen als 
hinderlich klassifiziert worden, jedoch wird 
hierbei nur zu oft übersehen, daß die „gran-
deur" fast ausschließlich der Innenpolitik 
diente: dazu bestimmt, den Stolz und den 
Glauben an Frankreichs politische Macht zu 
erhöhen, nützte sie dem Staatspräsidenten vor 
allem als ideologisches Mittel gegen Zwie-
tracht und Uneinigkeit im eigenen Lager. 
Nachdem die III. Republik 1940 so unwürdig 
zusammengebrochen war und die IV. Europas 
„kranken Mann" symbolisierte, betrachtete es 
de Gaulle als vordringliche Aufgabe, das 
Selbstbewußtsein der Franzosen zu heben — 
notfalls mit Hilfe eines exaltierten Nationalis-
mus, der nicht zu Unrecht die Nachbarländer 
schockierte. Der überwältigenden Masse der 
Franzosen — gleich welcher Partei — schmei-
chelten seine Aufrufe und Ermahnungen und 
waren für die Mehrheit der gaullistischen 
Wähler bei den ersten beiden Parlamentswah-
len Anlaß genug, für die U. D. R. zu votie-
ren.

In den Anfangsjahren war General de Gaulle 
praktisch ihr eigentlicher Parteivorsitzender, 
obwohl es formell nie ein solches Amt gege-
ben hat und die Führungsgruppe um den en-
gen Vertrauten (und späteren heftigsten Wi-
dersacher) de Gaulles, Jacques Soustelle, sich 
erst nach langen Diskussionen mit einem 
Pseudo-Vorsitzenden, dem Generalsekretär, 
zufriedengab. Dieser muß allerdings das abso-
lute Vertrauen des Staatspräsidenten besit-
zen, um als notwendiges Koordinationsorgan 
zwischen Elysee-Palast und dem Sitz der Par-
teileitung in der Rue de Lille fungieren zu 
können.

Auch der seit 1969 amtierende Staatspräsi-
dent Georges Pompidou hat allen Bestrebun-
gen, auf dem letzten Parteitag der U. D. R. in 
Straßburg einen Parteivorsitzenden zu wäh-
len, energisch widersprochen und in einem



Brief an die Delegierten — so wurde zumin-
dest nach außen seiner durch die Verfassung 
implizierten Neutralität Rechnung getragen 
— darauf hingewiesen, da
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ß die U. D. R. eine 
„Bewegung" (mouvement) und keine „Partei" 
(parti) wie die übrigen darstellt; ihre Aufgabe 
bestehe in der bedingungslosen Unterstützung 
des Staatspräsidenten, da dieser ihr einziger 
„inspirateur" ist, während der Premiermini-
ster nur ihr „animateur", der Generalsekretär 
ausschließlich ihr „organisateur" ist ).

Eine solche Hierarchie läßt dem Staatschef 
bei der Auswahl seines Premierministers 
völlig freie Hand und erlaubt es ihm, diesen 
— wie der Wechsel von Jacques Chaban-Del-
mas zu Pierre Messmer verdeutlicht — den 
politischen Umständen entsprechend auszu-
wechseln, ohne gleichzeitig die Organisation 
seiner Partei zu beeinträchtigen; außerdem 
wird durch diese Regelung das Amt des Pre-
mierministers nicht automatisch zum Erbhof 
einer einzigen Partei innerhalb der Regie-
rungskoalition. Das ermöglichte es de Gaulle 
bis zu seiner Wiederwahl 1965, alle Versuche 
seiner Parteifreunde zu unterdrücken, die Be-
wegung zu einer modern strukturierten und 
geführten Partei der Mitte zu entwickeln; für 
ihn war die U. D. R. nicht mehr als ein not-
wendiges Übel, das er für die Unterstützung 
seiner politischen Ziele im Parlament benötig-
te. Die höheren Stufen der Parteihierarchie 
waren ausnahmslos mit einer Oligarchie be-
setzt, deren Mitglieder seit etlichen Jahren zu 
de Gaulles engerem und engsten Freundes-
kreis aus den Tagen des „freien Frankreich", 
der unmittelbaren Nachkriegszeit oder der 
R. P. F.-Episod 14e zählten ).

Dadurch scharten sich Mitarbeiter verschie-
denster politischer Richtungen — von der äu-
ßersten Linken wie Andre Malraux, Rene Ca-
pitant und der Schriftsteller David Rousset 
bis zur extremen Rechten — um den General. 
Sie schufen mit der neuen Partei ein recht 
heterogenes Gebilde, denn die Beziehungen, 
die sie untereinander verbanden, bestanden

13) Vgl. Le Monde vom 19. 11. 1971, S. 8.
14) Für Einzelheiten vgl. Jean Charlot, Le Phno-
mene Gaulliste, Paris 1970, und Pierre Viansson-
Ponte, König Karl und sein Hofstaat, Frankfurt 
1966.

anfangs hauptsächlich in ihrer persönlichen 
Loyalität gegenüber dem General, dem sie bis 
auf die unerbittlichen Streiter für ein Algerie 
Francaise unentwegt ihre Treue bekundeten 
und dadurch den Grundstein für den Nach-
gaullismus legten, der sich nun nicht mehr 
auf die Person des Generals, sondern aus-
schließlich auf die von ihm geprägte Partei 
stützen kann. Dieser Wandel ist vor alle
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m 
das Verdienst des zweiten Premierministers 
und heutigen Staatspräsidenten, Georges Pom-
pidou, der zu Beginn seiner Karriere keinerlei 
„gaullistische Tradition" aufzuweisen hatte. Er 
leitete nach den für de Gaulle enttäuschenden 
Präsidentschafts wählen ) von 1965 die zwei-
te Phase der U. D. R. ein, indem er aus dieser 
Abstimmung Konsequenzen zog, um ein sich 
abzeichnendes Debakel bei den im Frühjahr 
1967 stattfindenden Wahlen zu verhindern: Er 
sah ein Fortbestehen der U. D. R. nach einem 
voraussehbaren Abschied des Generals von 
der Politik ausschließlich in einer besser or-
ganisierten Partei, die fähig ist, diesen Wech-
sel im höchsten Amt der Republik zu überste-
hen und somit ein überleben des Gaullismus 
ohne de Gaulle zu gewährleisten.

Bis zu den März-Wahlen 1967 war die U. D. R. 
hauptsächlich auf einen Ministerkreis und eine 
Parlamentsgruppe reduziert; es mangelte ihr 
vor allem auf den unteren Ebenen an verant-
wortungsbewußten Funktionären, die in den 
Regionen und Departements die Politik der 
Führungsgruppe wirkungsvoll unterstützten. 
Die außerordentlich knappe Mehrheit der Re-
gierungskoalition von einer Stimme nach den 
Parlamentswahlen 1967 verdeutlichte die Not-
wendigkeit einer längst überfälligen Transfor-
mation. Da sich der Premierminister unter 
Mitarbeit Robert Poujades dieser Aufgabe be-
sonders intensiv widmete, konnte es nicht 
ausbleiben, daß er allmählich zum Führer der 
gaullistischen Bewegung arrivierte.

In den folgenden Wochen vollzog sich — au-
ßerhalb des normalen Weges einer Reform 
der Parteisatzung — eine tiefgreifende Um-
strukturierung der Organisation, die später 
dem Parteitag in Lille zur Bestätigung vorge-
legt wurde: Der seit 1962 amtierende General-
sekretär Jacques Baumel wurde durch fünf

13) Vgl. Tabelle 3.



„nationale Sekretäre" ersetzt 16),  die sich jede 
Woche in Anwesenheit Roger Freys, Minister 
für die Beziehungen zum Parlament, und der 
Präsidenten der beiden gaullistischen Grup-
pen in der Nationalversammlung und im Se-
nat unter dem Vorsitz Pompidous versammel-
ten. Alle vierzehn Tage traf sich das Gre-
mium außerdem mit dem neugeschaffenen, 26 
Mitglieder zählenden Exekutivbüro. Ziel der 
neuen Organisationform war, der Partei einen 
direkten und regelmäßigen Zugang zum Pre-
mierminister zu ermöglichen und sie gleich-
zeitig aus der bisher geübten absoluten Perso-
nifizierung mit dem Staatspräsidenten zu lö-
sen; sie sollte sich also den Wählern als eigen-
ständige Institution und als Sammlungsbe-
wegung der Mitte und der Rechten präsentie-
ren. Außerdem gab diese Taktik dem Premier-
minister eine Einflußmöglichkeit auf die Par-
tei, wie er sie bisher noch nicht ausgeübt hat-
te.
Das für eine moderne Partei entworfene Or-
ganisationskonzept stieß auf dem Parteitag in 
Lille (24.-26. 11. 1967) zunächst bei den or-
thodoxen Gaullisten auf Ablehnung, da sie ih-
ren Einfluß geschmälert sahen. Gleichzeitig 
wurde zum erstenmal in der Geschichte der 
Partei die Forderung nach mehr innerparteili-
cher Demokratie (in allen französischen Par-
teien außer der sozialistischen ein kaum be-
kanntes Postulat) laut: Man verlangte die so-
fortige und unmittelbare Wahl des Generalse-
kretärs durch den Patteikonvent; erst nach 
heftigen Debatten wurde der Antrag wieder 
zurückgezogen, und man billigte den Kompro-
miß, den Generalsekretär vom Zentralkomitee 
wählen zu lassen.
Die in Lille beschlossenen wichtigsten Neue-
rungen waren: a) das Bureau executif, das 
vom Zentralkomitee 17) gewählt wird und des-
sen 28 Mitglieder (nur neun, u. a. der Premier 
und ein Minister, gehören ihm ex officio an) 
die alte Commission politique ersetzten, die 
auf Grund der zahlreichen ex officio-Mitglied-

16) Jean Charbonnel (verantwortlich für die inter-
nen Parteiorganisationen), Andre Fanton (Öffent-
lichkeitsarbeit), Robert Poujade (Wahlen), Jean 
Taittinger (Finanzen), und Rene Tomasini (Organi-
sationsf ragen).
17) Das Zentralkomitee wird von dem alle zwei 
Jahre einberufenen Parteitag gewählt; es besteht 
aus 118 Mitgliedern (April 1968). 

schäften weder repräsentativ noch aktiv war; 
b) die Neustrukturierung der Partei auf unte-
rer Ebene, denn nun bildet nicht mehr das De-
partement, sondern der den Parteimitgliedern 
stärker verbundene Wahlkreis die neue Orga-
nisationsbasis. Gleichzeitig konstituierte sich 
die U. D. R. auf der Ebene der 21 Regio-
nen und warb dort mit Schulungs- und Infor-
mationskursen; so konnte sie die Mitglieder-
zahl innerhalb von 10 Jahren von 80 000 auf 
ca. 180 000 steigern — eine für französische 
Verhältnisse beachtliche Zahl; c) Schaffung 
eines leistungsfähigen Mitarbeiterstabes für 
den Generalsekretär, der anstelle der bisheri-
gen autoritär geführten Verwaltung die 
U. D. R. durch Teamwork effektiver gestalten 
und vor allem die Beziehungen zu den außer-
parlamentarischen gaullistischen Gruppen 
pflegen sollte.

Dieser im November 1967 eingeleitete Wan-
del der U. D. R. wird vielleicht an einigen äu-
ßeren Zeichen besonders deutlich: dominier-
ten auf den bisherigen Emblemen und Plaka-
ten der Partei vor allem das Portrait de Gaul-
les und das Lothringer Kreuz, so sind diese 
Symbole bis auf die Trikolore völlig ver-
schwunden. Seit diesem Parteitag „nahm die 
U. D. R. mehr und mehr die Charakteristika 
einer sogenannten modernen ,Allerwelts-Par-
tei' an. Für Parteien dieser Art besteht das 
vordringlichste Ziel in einer möglichst großen 
Wählerschaft und einem unmittelbaren Wah-
lerfolg" 18 ), umreißt Ehrmann treffend diese 
Entwicklung. Wie erfolgreich die Taktik der 
gaullistischen Parteiführung war, nach den 
durch die Person de Gaulles bedingten An-
fangserfolgen der Partei neue Wählerschich-
ten zuzuführen, die weniger dem General als 
seiner Bewegung ihre Stimme geben, verdeut-
licht Tabelle 2: Mit jeder Wahl hat sich die 
Schere zwischen dem Gaullismus de Gaulles 
und dem seiner Partei immer mehr geschlos-
sen. Die Wahlen im Juni 1968 waren ein ein-
deutiger Triumph des Premierminister und 
nicht des Staatspräsidenten, der Pompidou an-
schließend durch seinen farblosen Außenmini-
ster Couve de Murville ersetzte.

Pompidous Sieg verdeutlicht auch, warum de 
Gaulle knapp ein Jahr später seine Populari-
tät und Autorität durch ein Referendum über

18) Ehrmann, a. a. O., S. 234. 



die Regionalisierung unter Beweis stellen 
wollte. Aber die ewige Warnung vor einem 
drohen
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den Chaos bei seinem möglichen 
Rücktritt verfing dieses Mal bei der Wähler-
schaft nicht mehr, da sich Pompidou als Er-
satz für die Übernahme des Präsidentenamtes 
empfohlen hatte ).

Somit beginnt die dritte Phase der U. D. R. mit 
dem Wechsel an der Spitze des Staates. Seit 
dem Rücktritt de Gaulles sah sich die Partei 
Schwierigkeiten gegenüber, die auch andere 
vergleichbaren Parteien bei einem Führungs-
wechsel zu durchstehen haben; in diesem be-
sonderen Fall lagen die Kontinuitäts-Schwie-
rigkeiten aber vor allem in den historischen 
Ursprüngen der U. D. R. De Gaulle, der zwar 
ein Band gemeinsamer Loyalität für seine 
ziemlich unterschiedliche Gefolgschaft ge-
schaffen hatte, besaß jedoch nie (hatte es 
auch immer strikt abgelehnt) eine so dominie-
rende Position in der Partei wie z. B. Adenau-
er bei der CDU oder Disraeli bei den briti-
schen Konservativen. Folglich können Füh-
rungswechsel oder wie in diesem Fall Füh-

20

rungskrisen in den sogenannten „Allerwelts-
parteien" zu zwei Erscheinungsformen füh-
ren: Entweder brechen sie auseinander und 
ihre diversen Flügel bilden notfalls noch eine 
lockere Fraktionsgemeinschaft, oder es ge-
lingt der Führungsgruppe, die Partei trotz der 
vorhandenen Schwierigkeiten zusammenzu-
halten und ihr somit die dominierende Funk-
tion innerhalb der Regierungskoalition zu be-
wahren. Es ist Ehrmann zuzustimmen, wenn 
er diese Entwicklung mit der bei den ita-
lienischen Christdemokraten und teilweise 
mit der bei den amerikanischen Parteien ver-
gleicht. „In der Vergangenheit hatten die 
französischen Konservativen nie eine solche 
Wahl, da sie nie über die (zur Regierungsbil-
dung notwendige) Mehrheit verfügten und 
deshalb wenig Grund sahen, die Überzeugung 
(oder die Karriere) des einzelnen Politikers 
auf dem Altar der Parteidisziplin zu op-
fern." )

19) Vgl. Le Monde vom 20. 1. 1969; Pompidou hatte 
in einer Rede anläßlich eines Privatbesuches in 
Rom erklärt, daß er jederzeit für die Übernahme 
des höchsten Amtes im Staat bereitstehe, sollte de 
Gaulle sich zurückziehen. Darauf erwiderte der Ge-
neral vor seinem Kabinett am 22. 1.: „J'ai le devoir 
et l’intention de remplir ce mandat jusqu'ä son 
terme."
20) Ehrmann, a. a. O., S. 236.

Aus den genannten Gründen hielten sich die 
von etlichen Beobachtern erwarteten (und er-
hofften) Differenzen zwischen de Gaulles 
Epigonen in Grenzen, ohne jedoch von Staats-
präsident Pompidou unterschätzt zu werden. 
Zwei Flügel formierten sich innerhalb der 
U. D. R. und beriefen sich mit ihren Aktionen 
immer wieder auf die Lehren des nach Co-
lombey-les-deux-Eglises retirierten Generals: 
Die „Getreuesten der Getreuen" sammelten 
sich um den Abgeordneten (und jetzigen 
Postminister) Hubert Germain und gründeten 
die „Action et Presence du Gaullisme", eine 
Vereinigung, die die wahren Ideale und die 
unverfälschte Politik des Generals (was im-
mer sie auch darunter verstehen mögen) ge-
genüber den neuen, liberalen Männern um 
Jacques Chaban-Delmas gewahrt wissen woll-
te. Diese orthodoxe Gruppe konnte de Gaul-
les Niederlage im April 1969 nicht verwinden 
und machte Pompidou den Vorwurf, mit sei-
ner Rede in Rom den Staatspräsidenten verra-
ten zu haben. Einer ihrer Wortführer, der jet-
zige Armeeminister und erste Premier der 
V. Republik, Michel Debre, wandte sich mehr-
fach gegen die von Pompidou und Chaban-
Delmas seit Juni 1969 eingeleitete Öffnung zu 
den Zentristen hin und warnte vor allem ge-
gen eine den Vorstellungen de Gaulles zuwi-
derlaufende Integration Europas.

Gelang es Staatspräsident Pompidou und sei-
nem äußerst fähigen Premier zunächst, solche 
Aktionen unbeachtet zu lassen und die längst 
überfälligen Operationen am de Gaulleschen 
Erbe (Franc-Abwertung, Erweiterung der 
EWG) vorzunehmen, mußte der Nachfolger 
kurz vor der kommenden Wahl dem Druck 
der Orthodoxen nachgeben und seinen libera-
len, mehr an Kooperation mit Unternehmern 
und Gewerkschaften als an einem intensiven 
Kontakt mit den Parlamentariern interessier-
ten Chaban-Delmas fallenlassen, um ihn 
durch den farblosen, aber streng orthodoxen 
Gralshüter des Gaullismus, Pierre Messmer, 
zu ersetzen. Wandte sich auch die Fronde in-
nerhalb der gaullistischen Partei zunächst 
weniger gegen den Premier, der noch kurz 
vor seiner Entlassung einen Mißtrauensantrag 
der Opposition glänzend pariert hatte, so 
richtete sich das Mißtrauen der gaullistischen 
Parlamentsfraktion vor allem gegen den Mit-
arbeiterstab Chabans, der zum größten Teil 
aus Männern ohne gaullistische Tradition be-



stand21). Als dann im April 1972 das Referen-
dum über die Erweiterung der EWG nur eine 
Wahlbeteiligung von 60,4% zeigte und die 
Gefahr der Abwanderung der bisherigen gaul-
listischen Wähler nicht ausgeschlossen wer-
den konnte, entschloß sich Pompidou zu dem 
genannten Kabinettsrevirement, um vor allem 
die konservativen orthodoxen Kräfte des 
Gaullismus wieder stärker an sich zu bin-
den.

21) Dies äußerte sich besonders in der am 12. 7. 
1971 veröffentlichten Erklärung von fünf der insge-
samt sechs Parlamentsausschußvorsitzenden (alle 
Gaullisten), die in ihrer Substanz eine einzige An-
klage gegen die Regierung und vor allem gegen 
Chaban-Delmas war; besonders wurde beklagt, daß 
das Parlament über wichtige Absprachen der So-
zialpartner, die in einer Art „konzertierter Ak-
tion" unter dem Vorsitz Chabans mehrere Male ge-
tagt hatten, nur unzureichend informiert würde.

Aber nicht nur dieser Flügel gewann an Ein-
fluß, sondern auch die „Linksgaullisten", die 
1962 mit ihrer selbständigen Fraktion, der 
Union Democratique du Travail, in der 
U. D. R. aufgingen und anschließend zur Be-
deutungslosigkeit herabsanken. Besonders in 
diesem Flügel befanden sich die wenigen 
gaullistischen Nonkonformisten; zwar sind 
die meisten von ihnen entweder verstorben 
wie Rene Capitant oder sitzen wie der Vater 
der „Participation" (s. u.), Louis Vallon, als 
Unabhängige in der Nationalversammlung; 
ihr brillantester Sprecher jedoch, der frühere 
Erziehungsminister Edgar Faure (ihm gelang 
die Hochschulreform), wurde mit dem Ar-
beits- und Sozialministerium betraut, um mit 
Hilfe eines soeben entworfenen neuen „Con-
tract Social" die bisher gaullistisch wählenden 
Arbeitnehmerschichten auch weiterhin an die 
U. D. R. zu binden — eine auch für Faure fast 
unmögliche Aufgabe, da der größte Teil dieser 
Wähler 1968 nur durch den Aufstand der Stu-
denten in die Arme der Gaullisten getrieben 
wurde. Ob sich also das Gewicht dieses Flü-
gels der Gaullisten erhöhen wird, hängt weit-
gehend vom Ausgang der Parlamentswahlen 
ab. Ende Juli 1971 beschloß Faure, mit den drei 
wichtigsten linksgaullistischen Gruppierun-
gen den linken Flügel innerhalb der Majorite 
zu stärken; er schuf sich damit eine neue po-
politische Hausmacht, die auch für Gruppen 
außerhalb der jetzigen Regierungskoalition 
attraktiv erscheint.

Insgesamt ist es Pompidou seit der Übernah-
me der Präsidentschaft trotz dieser 
verschärften Flügelbildungen gelungen, die 
Partei an sich zu binden und zusammenzuhal-
ten, da sich außer ihm keine Führungs-Alter-
native anbietet und sich fast alle, die sich als 
Gaullisten bezeichnen, wohl oder übel hinter 
ihn gestellt haben. Seine seit Juni 1969 einge-
leitete Öffnung zur Mitte wird zwar von den 
„Jakobinern" unter Michel Debre nicht gutge-
heißen, aber auf Grund der sich immer stär-
ker festigenden Opposition als notwendiges 
Übel betrachtet. Auch eine mangelhafte Prä-
senz gaullistischer Kader in den Stadt- und 
Regionalversammlungen22 ), die das bisher 
ausschließliche Interesse der Partei an den 
überregionalen Institutionen demonstriert, 
zwingt die gaullistische Bewegung, sich ver-
stärkt um den jetzigen Staatspräsidenten zu 
scharen. Die taktischen Umgruppierungen in-
nerhalb der Regierung und der dreimalige 
Wechsel des Generalsekretärs der U. D. R. in-
nerhalb von 18 Monaten23 ) verdeutlicht eine 
wohl hauptsächlich durch die bevorstehende 
Wahl bedingte Rückbesinnung der gaullisti-
schen Führungsspitze auf die traditionellen 
gaullistischen Ideale; dies brachte Pompidou 
bei der Einweihung des monumentalen de 
Gaulle-Denkmals in Colombey-les-deux-Egli-
ses deutlich zum Ausdruck.

Es mehren sich jedoch vor allem unter den 
jüngeren Abgeordneten, die auf Grund ihres 
Alters keinerlei Beziehungen zum Mythos des 
traditionellen Gaullismus der Kriegs- und 
Nachkriegsepoche besitzen, die Forderungen, 
den Kult um den in letzter Zeit besonders von 
Debre und Messmer beschworenen toten 
„Gott" abzubauen und die im März stattfin-
denden ersten Wahlen seit seinem Tod zum 
Start eines Neo-Gaullismus zu benutzen. 
Alain Peyrefittes Entscheidung, aus diesem 
Kreis junger Technokraten eine Art Brain-

22) Die Gaullisten stellen nur 10 °/o der Bürgermei-
ster, während die Sozialisten immerhin 17°/o stel-
len. Nur 25 von 160 Städten mit über 30 000 Ein-
wohner werden von einer UDR-Majorität regiert; 
vgl. Ehrmann, a. a. O., S. 238.
23) Nach dem jungen, dynamischen Robert Poujade, 
der zum Umweltminister avancierte, wählte das 
Zentralkomitee Rene Tomasini, einen orthodoxen 
Gaullisten, zum Generalsekretär, der im Sommer 
1972 nach einigen Skandalen durch Alain Peyrefitte 
ersetzt wurde.



Trust um sich zu versammeln24 ), der sich vor 
allem mit einer Zukunftsperspektive der Be-
wegung beschäftigten soll, geht eindeutig auf 
eine Direktive des Staatspräsidenten zurück, 
der sich durch die sich immer mehr abzeich-
nende Konfrontation eines Mitte-Rechts-
Blocks und eines Linksblocks nicht länger auf 
die in der Verfassung verankerte Position „ei-
nes Schiedsrichters über den Parteien" be-
schränken kann, sondern schon bald anstelle 
seiner inoffiziellen und nur indirekt wahrge-
nommenen Funktion eines Parteivorsitzenden 
die Rolle eines effektiven Führers der Mehr-
heitspartei übernehmen wird und muß.

24) Vgl. Le Monde vom 31. 10. 1972, S. 12.
25) Vgl. Kempf, Mechanismen . . ., S. 368, Fuß-
note 11.
25a) Charlot, Le Phnomne . . ., S. 112.

b) Die Unabhängigen Republikaner

Bezeichnet Jean Charlot die U. D. R. als die 
„Mehrheit innerhalb der Majorite" 25a), so 
sind die Republicains Independants (R. I.) un-
ter ihrem Parteivorsitzenden Valery Giscard 
d'Estaing als „Minderheit innerhalb der Majo-
rite" zu verstehen, was sie seit 1966 beson-
ders durch ihre Taktik des „oui, mais" zum 
Ausdruck bringen.
Gegründet wurde diese Partei 1962, als sich 
30 unabhängige Abgeordnete, die bis dahin 
jeweils mit den Gaullisten gestimmt hatten, 
von ihrer Fraktion Centre National des 
Independants (C. N. I. P.) lossagten und eine 
eigene Partei schufen. Versuche einflußrei-
cher Gaullisten, diese Gruppe in die U. D. R. 
zu integrieren, wurden von dem brillanten 
jungen Führer dieser mit 33 Abgeordneten aus 
den Wahlen von 1962 hervorgehenden Partei 
abgewehrt. Ihre Unabhängigkeit innerhalb der 
Majorite setzten die Unabhängigen Republi-
kaner vor allem bei der Kandidatennominie-
rung bei den vergangenen Wahlen und auch 
bei der kommenden durch: Pompidous 1967 
und 1968 erhobene Forderung nach einem Ein-
heitskandidaten der Majorite wurde erst nach 
zähen, für die R.I. erfolgreichen Verhandlun-
gen über die Abtretung sicherer Wahlkreise 25) 
zugestanden. Auch bei den soeben abgeschlos-
senen Gesprächen über eine gemeinsame Kan-
didatenliste konnten sich die Gaullisten nicht 
völlig durchsetzen und mußten den R.I. in

67 Fällen eine „Mehrfach-Investitur" (d. h. im 
ersten Wahlgang stoßen ein Gaullist und ein 
R.I. aufeinander) zugestehen.

Dem Parteivorsitzenden Giscard d'Estaing, 
schon von 1963 bis 1966 Minister in der Rue 
de Rivoli und seit 1969 zum zweiten Mal 
Wirtschafts- und Finanzminister, gelang es, 
innerhalb weniger Jahre die Partei praktisch 
aus dem Nichts aufzubauen. Durch sein Koa-
litionsbündnis mit den Gaullisten, das trotz 
des viel zitierten „oui, mais" nie ernsthaft er-
schüttert wurde, steigerte sich die Zahl der 
R. I.-Abgeordneten kontinuierlich von 33 
(1962) auf 62 (1968). Ist die U. D. R. eine rei-
ne Massenpartei, so verstehen sich die R. I. 
als Honoratiorenpartei, die sich ausschließ-
lich auf örtliche Notabein stützt. Hier sehen 
sie ihre größte Chance durch den ständigen 
Ausbau ihrer „Klubs" in den diversen Departe-
ments, Bürgermeister und unabhängige De-
partementsräte für sich zu gewinnen, um im 
lokalen politischen Leben der für sie interes-
santen Wahlkreise Fuß zu fassen. Die Strate-
gie, mit der Generalsekretär Michel Ponia-
towski die Republicains Independants organi-
siert hat, zeigt deutlich das Bestreben, eine 
moderne Partei zu schaffen, die sich vor al-
lem auf eine solide lokale Basis stützen kann 
— ein Faktor, der den Gaullisten fehlt.

Ihr politisches Programm ist „liberaler, offe-
ner und europäischer" als das gaullistische: 
Innenpolitisch verlangen sie einen verstärkten 
„Dialog" zwischen Exekutive und Legislative, 
außenpolitisch wird ihre Forderung nach ei-
nem auch politisch geeinten Europa immer 
lauter; wirtschaftspolitisch verfechten sie ei-
nen klassischen Liberalismus, der die staatli-
chen Interventionen auf ein Minimum be-
schränkt. Da es diesem Programm aber vor 
allem an Präzision fehlt, kann man sich nur 
schwer vorstellen, wie die R. I. mit ihm zur 
Mehrheit innerhalb der Majorite gelangen 
wollen — ein Wunschdenken, das sie bisher 
noch nicht aufgegeben haben. Bisher jeden-
falls wurden die politischen Grundsatzent-
scheidungen innerhalb der Regierungskoali-
tion eindeutig von Georges Pompidou und 
seiner gaullistischen Fraktion bestimmt. Dies 
wird auch von den R. I. nicht bestritten, und 
es scheint ihnen momentan zu genügen, mit 
einem bewußt unpräzis gehaltenen Programm-
vokabular einige essentielle Elemente der 
klassischen Mitte-Rechts-Parteien aufzuzei-

B 9



gen, um sich für eine größere Koalition als 
die bestehende in der „Reserve zu halten". 
Hätten sich die Anhänger Giscard d'Estaings 
im Juni 1969 bei der Neuwahl des Staatsprä-
sidenten der Stimme enthalten (was ihnen 
zwei Monate vorher Giscard bei dem Referen-
dum über die Regionalisierung empfohlen 
hatte), so wäre es um Pompidous Wahl nicht 
gut bestellt gewesen, denn ihre Stimmen 
brachten ihm die notwendige Mehrheit.

Seit jenen Tagen gehören die R. I. unver-
brüchlich zu Pompidous Koalition. Trotzdem 
hat Giscard d’Estaing sein ehrgeiziges Ziel 
nicht aufgegeben, eines Tages für

26
 das Amt 

des Staatspräsidenten zu kandidieren ) — 
ein Plan, den er schon für 1972 ins Auge ge-
faßt hatte, wäre es nicht durch de Gaulles 
Rücktritt zu vorgezogenen Wahlen gekommen. 
Giscard d'Estaings heutige Strategie wurde 
einige Monate vor der Wahl zur Nationalver-
sammlung in einer programmatischen Rede 27) 
vor dem 7. Kongreß der „Clubs Perspectives 
et Ralits" seiner Partei, deutlich: Einerseits 
betonte er ausdrücklich die Treue seiner Par-
teifreunde gegenüber Staatspräsident Pompi-
dou, andererseits forderte er unverblümt eine 
stärkere Öffnung der jetzigen Koalition nach 
den Wahlen: „Natürlich ist das jetzige Regie-
rungsbündnis keinesfalls als geschlossen anzu-
sehen. Wenn andere Kräfte und Politiker ge-
willt sind, eindeutig die Vereinbarungen, die 
das Bindemittel für die heutige Koalition bil-
den, zu teilen, finden sie ohne Feindschaft und 
Probleme ihren Platz in einer erweiterten 
Mannschaft." Somit betrachtet er es als Haupt-
aufgabe der R.I., in den nächsten Monaten „die 
Politik der (aktuellen) Mehrheit mehr zur Mitte 
hin (vers le centre) zu ziehen."

26) Der Staatspräsident wird für sieben Jahre di-
rekt vom Volk gewählt. Erhält kein Kandidat im 
ersten Wahlgang die absolute Mehrheit, findet 
14 Tage später eine Stichwahl zwischen den beiden 
Bestplaciertesten statt.
27) Vgl. Le Monde vom 5. 12. 1972, S. 6.

28) Zum Begriff „Partei" vgl. Maurice Duverger, 
Die politischen Parteien, Tübingen 1959, S. 63 ff.

Sollten die Gaullisten im März empfindliche 
Verluste — was wahrscheinlich ist — erlei-
den und die absolute Mehrheit einbüßen, 
kann der Staatspräsident ohne Hilfe der R.I. 
keine neue gaullistisch orientierte Regierung 
bilden. In einem solchen Fall böte sich Gis-
card d’Estaing als Premierminister einer er-
weiterten Koalition an, die um die bisher op-

positioneilen Zentristen verstärkt werden 
könnte. Als Kompromißkandidat ist er für alle 
Tendenzen des jetzigen Regierungslagers, 
aber auch für die antigaullistischen „Bour-
geois" akzeptabel.

c) Das Centre Democratie et Progres

Der kleinste Partner innerhalb der Koalition 
stieß erst nach den Präsidentschaftswahlen im 
Juni 1969 zum Regierungslager. Seit den letz-
ten Parlamentswahlen senden die bis Juli 
1969 zur Fraktionsgemeinschaft „Progres et 
Democratie Moderne" (P. D. M.) zusammenge-
schlossenen Überreste der einst größten bür-
gerlichen Parteien in der IV. Republik, Mou-
vement Republicain Populaire (M. R. P.) und 
C. N. I. P., deren Wählerschaft fast ausschließ-
lich zu den Gaullisten und R. I. übergewech-
selt ist, 33 Abgeordnete ins Palais Bourbon, 
unter ihnen einige konservative und liberale 
Abgeordnete, die als „Unabhängige" ihre 
Wahlkreise erobert hatten.

Zwei der bekanntesten Mitglieder des 
P. D. M., die Senatoren Jean Lecanuet und Al-
ain Poher, versuchten 1965 und 1969 vergeb-
lich, durch Kandidatur für das höchste Amt 
im Staat 
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dem Zentrum seine frühere Bedeu-
tung zurückzugewinnen. Ihre Niederlagen be-
schleunigten jedoch nur die Desintegration 
dieser Partei, sofern man hier überhaupt von 
„Partei" )  sprechen kann, da die Gruppe 
ihre Mitglieder weder an ein bestimmtes Pro-
gramm bindet noch Fraktionsdisziplin bei Ab-
stimmungen verlangt. In der Regel votierten 
die Zentrums-Abgeordneten gegen die Politik 
de Gaulles, dessen autokratischer Regierungs-
stil diesen Honoratioren im Sinne klassisch-
liberalen Parlamentsverständnisses zuwider 
war. Erst sein Rücktritt ließ sie ihre Rolle neu 
überdenken und führte bei der Neuwahl des 
Präsidenten zu einer Teilung des P. D. M.: die 
eine Gruppe um Lecanuet verharrte in Oppo-
sition und unterstützte ihren Parteifreund und 
Senatspräsidenten Alain Poher, die andere um 
den Vorsitzenden der Zentrumsfraktion, Jac-
ques Duhamel, forderte ihre Wähler auf, für 
Pompidou zu stimmen.



Als nach der Wahl Chaban-Delmas sein Kabi-
nett bildete, traten auf Grund der durch die 
Präsidentschaftswahl bedingten „Öffnung" 
drei führende Politiker des P. D. M. in die 
neue Regierung und übernahmen das Justiz-
(Pleven), das Arbeits- (Fontanet, jetzt Erzie-
hung) und das Landwirtschaftsministerium 
(Duhamel, jetzt kulturelle Angelegenheiten). 
Auch die meisten Abgeordneten des P. D. M. 
votierten fortan für die Regierung und bilde-
ten am 4. Juli 1969 das „Centre Democratie et 
Progres", das aber nach wie vor ausgezeich-
nete Kontakte zum oppositionellen Rest des 
P. D. M. pflegt.

Ihrem seit 1965 verfochtenen Ziel, gegen die 
Polarisierung im französischen Parteiensy-

stem zu kämpfen und eine „dritte Kraft" zu 
schaffen, hat sich nach Eintritt in die Koali-
tion die Mehrheit der Zentristen versagt; die 
gemeinsame Nominierung der Koalitionskan-
didaten für die kommende Wahl unterstreicht 
ihre intensive Verflechtung mit der U. D. R. 
und den R. I., von denen sie sich immer weni-
ger unterscheiden. Ein baldiges Aufgehen in 
der U. D. R. dürfte wahrscheinlich sein, sofern 
die Gaullisten bei der bevorstehenden Ab-
stimmung keine allzu empfindliche Niederla-
ge erleiden. Nur im Senat und auf lokaler 
Ebene werden sich die Zentristen auch wei-
terhin behaupten, da die indirekten Wahlen 
zur zweiten Kammer Honoratioren aus ländli-
chen Gebieten überdurchschnittliche Chancen 
einräumen.

Das Linksbündnis

a) Die Parti-Socialiste

Das am 26. Juni 1972 veröffentlichte gemein-
same Programm der kommunistischen und der 
sozialistischen Partei kann als das in letzter 
Zeit bedeutendste Ereignis für den Konzentra-
tionsprozeß innerhalb des Parteienwesens an-
gesehen werden, da sich zum erstenmal seit 
Bildung der Volksfront unter Leon Blum im 
Jahre 1936 die beiden wichtigsten Linkspar-
teien nach langjährigen Diskussionen auf 
eine gemeinsame Strategie nicht nur für den 
Prozeß der Wahlen durch Aufstellung ge-
meinsamer Kandidaten, sondern auch auf ein 
Regierungsprogramm geeinigt haben, das sie 
im Falle eines Wahlsieges realisieren wol-
len.

Für den Abschluß dieses Aktionsprogramms 
waren zwei Entwicklungsstufen von grundle-
gender Bedeutung: 1. die Kandidatur Francois 
Mitterands für das Präsidentenamt 1965 und 
2. die Mai-Ereignisse von 1968 und ihre Aus-
strahlungen auf die Gewerkschaften und de-
ren Beziehungen zu den Linksparteien.

Hatten noch 1958 die Führer der 1905 gegrün-
deten S. F. I. O. (Section Francaise de I'Inter-
nationale Ouvriere) de Gaulles Machtüber-
nahme begrüßt und waren in sein Ubergangs-
kabinett eingetreten, so änderte sich die Hal-
tung der Sozialisten seit dem Referendum 
über die Einführung der Volkswahl für den 

Staatspräsidenten grundlegend. Denn die Bil-
ligung dieses Referendums von 1962 verdeut-
lichte nun allen Parteiformationen, daß die 
V. Republik nicht bloß Übergangscharakter 
besaß und man nach Beendigung des Alge-
rienkrieges wieder zu den traditionellen For-
men eines repräsentativen Systems zurück-
kehren würde. Vor allem die sozialistische 
Parteiführung erkannte, daß die nunmehrige 
Wahl des Präsidenten durch das Volk eine 
Neugruppierung innerhalb des Vielparteien-
systems erforderte, wollte man dem gaulli-
stisch-bürgerlichen Block eine effiziente Alter-
native gegenüberstellen.

Die drei Jahre später stattfindenden ersten 
Präsidentschaftswahlen 29) boten eine Chance, 
die gesamte nicht-kommunistische Linke zu 
einer straff organisierten Föderation unter 
dem Sozialistischen Bürgermeister von Mar-
seille, Gaston Defferre, zusammenzufassen. 
Dieser Versuch schlug jedoch fehl, da sich 
insbesondere die Radikalsozialistische Par-
teioligarchie dem geplanten gemeinsamen 
„Föderationspräsidium" widersetzte.

Wenige Monate vor der Wahl gelang es aber 
dem Führer einiger sozialistischer Klubs, 
Francois Mitterand, die Linksparteien zu ei-

29) de Gaulle war 1958 von ca. 80 000 Notabein 
der Regional- und Lokalparlamente gewählt wor-
den.



nem recht lockeren Wahlbündnis zu bewe-
gen, ohne gleichzeitig eine Fusion aller nicht-
kommunistischen Gruppierungen zu fordern. 
Sein Vorschlag wurde um so bereitwilliger ak-
zeptiert, da Mitterand über keinerlei eigene 
„Hausmacht" verfügte und somit die alten 
Parteiführer nicht aus ihren Ämtern verdrän-
gen konnte; außerdem überzeugte er die kom-
munistische Parteiführung von der Notwen-
digkeit eines einheitlichen Kandidaten der ge-
samten Linken, ohne daß gleichzeitig Abspra-
chen über sein politisches Programm nach ei-
nem eventuellen Sieg getroffen wurden.

So stand General de Gaulle eine geschlossene 
Front der Linksparteien gegenüber, die ihn zu 
einem seinem Prestige abträglichen zweiten 
Wahlgang nötigte, da ein Teil der bürgerli-
chen Wähler im ersten Wahlakt den Zen-
trumskandidaten Jean Lecanuet unterstützte 
(vgl. Tab. 3).

Nach seinem Erfolg gegen den alten und neu-
en Staatspräsidenten gelang es Mitterand, die 
Links-Koalition zu einer arbeitsfähigen Fede-
ration de la Gauche Democrate et Socialiste 
(F. G. D. S.) auszubauen, der sich neben der 
S. F. I. O. die Radikalsozialisten und etliche 
sozialistische Klubs anschlossen. Diese neue 
sozialistische Formation konnte sich (und 
kann es auch heute noch, vgl. Tab. 1) auf 18 
bis 22 Prozent der Wählerschaft stützen; ihre 
Wähler kommen hauptsächlich aus der Beam-
tenschaft (vor allem Lehrer), dem kleineren 
Mittelstand, aus Teilen der Arbeiterschaft und 
Landwirtschaft.

Vordergründiges Ziel der F. G. D. S. war eine 
intensive Vorbereitung der im März 1967 
stattfindenden Parlamentswahlen, um mit Hil-
fe des Erfolges bei der Präsidentschaftswahl 
die Zahl der sozialistischen Abgeordneten be-
trächtlich zu erhöhen. Da das französische 
Mehrheitswahlsystem mit seinen zwei Wahl-
gängen bisher ausschließlich den Gaullisten 
und ihren bürgerlichen Koalitionspartnern zu-
gute gekommen war und auf Grund von eini-
gen Absprachen im zweiten Wahlgang ein 
Stimmensplitting des bürgerlichen Blocks ver-
mieden wurde, mußte die Linke eine ähnliche 
Strategie ausarbeiten: Kommunisten und 
F. G. D. S. schlossen — ebenso wie ein Jahr 
später — ein Aktionsbündnis, in dem sie sich 
verpflichteten, ihre Wähler aufzufordern, im 

zweiten Wahlgang jeweils nur für den best-
placiertesten Linkskandidaten zu stimmen, 
wodurch die Mandatszahl der kommunisti-
schen und sozialistischen Abgeordneten 
sprunghaft anstieg.

Dieser Erfolg führte bei den noch eigenständi-
gen Formationen der Förderation zu dem 
Wunsch, die selbständigen Parteien der So-
zialisten und Radikalsozialisten zu einer ein-
zigen sozialistischen Parteiorganisation zu 
verschmelzen. Eine solche Neugruppierung 
der nicht-kommunistischen Linken hätte die 
Attraktivität der F. G. D. S. für neue, vor al-
lem jugendliche Wählerschichten entschieden 
erhöht und deren Ablehnung den bisherigen 
Parteien gegenüber vermindert.

Mitterands Versuch wurde jedoch durch die 
Mai-Ereignisse und die anschließenden Wah-
len zunichte gemacht, und die F. G. D. S. zer-
brach an ihren inneren Rivalitäten; daraufhin 
legte Mitterand den Vorsitz nieder und zog 
sich völlig aus der Parteiarbeit zurück. De 
Gaulles Rücktritt und die folgenden Neuwah-
len verdeutlichten das Dilemma, in dem sich 
die gesamte Linke befand: nicht weniger als 
vier Kandidaten wurden nominiert. Die sozia-
listischen Wähler gaben ihrem Kandidaten 
Gaston Defferre nur 5°/o Stimmen; zwei Drit-
tel von ihnen mußten also für den Kommuni-
sten Duclos und den liberalen Alain Poher 
gestimmt haben.

Defferres eindeutige Niederlage machte der 
Parteiführung deutlich, daß ohne die Kommu-
nisten keine echte Alternative zu den Gaulli-
sten denkbar ist. Daraufhin setzte eine deutli-
che Umorientierung innerhalb der sozialisti-
schen Partei ein. Auf dem Parteikongreß im 
Juli 1969 gewann der linke Parteiflügel um 
Alain Savary die Mehrheit; gleichzeitig trat 
der langjährige Parteivorsitzende Guy Mollet 
zurück und empfahl Savary als seinen Nach-
folger. Als Konsequenz aus den Mai-Unruhen 
und auf Druck der gewerkschaftlich organi-
sierten Mitglieder des Parteivorstandes 
sprach sich der Kongreß gegen jede weitere 
Allianz mit bürgerlichen Parteien aus und be-
fürwortete die Aufnahme von umfassenden 
Verhandlungen mit der kommunistischen Par-
tei. Diese Vorgespräche begannen noch im 
selben Jahr und sollten zu einem politischen 
Übereinkommen für die „Errichtung eines 
neuen Regimes der wirtschaftlichen und so-



zialen Demokratie und den Übergang zum So-
zialismus" führen.

Innerhalb der in „Parti Socialiste" umgenann-
ten Partei ging der Konsolidierungsprozeß 
weiter: auf dem Parteikongreß in Epinay-sur-
Seine (Juni 1971) gelang es Franois Mitte-
rand, neuer Parteivorsitzender zu werden. Da-
mit waren die Weichen für eine weitete Zu-
sammenarbeit mit der P.C.F. gestellt, denn 
Mitterand hatte auf dem Parteitag unmißver-
ständlich erklärt, daß er für die kommenden 
Wahlen nicht nur eine lose Wahlabsprache mit 
den Kommunisten anstrebe, sondern ein im 
Falle eines Wahlsieges beide Parteien binden-
des Abkommen, in dem die Ziele der Koali-
tionspartner eindeutig definiert werden.

Mitterand, der keinesfalls auf die noch fortbe-
stehenden Verbindungen zu den linken Radi-
kalsozialisten und den republikanischen 
Clubs verzichten wollte, war es deshalb völ-
lig klar, daß ein gemeinsames Regierungspro-
gramm, so wie es die P. C. F. im Oktober 1971 
veröffentlichte, die Wahlchancen eines Links-
blocks zunichte machen müßte, da ohne Stim-
menzufluß aus der linksliberalen Wähler-
schicht die neue Volksfront auf keine Mehr-
heit hoffen konnte. Deshalb wurde zunächst 
ein neues Programm für die Parti Socialiste 
erarbeitet, das zwar zahlreiche Parallelen zum 
kommunistischen Papier enthielt, in wichti-
gen ökonomischen, politischen und verfas-
sungsrechtlichen Grundsatzfragen aber die 
unterschiedlichen Auffassungen markierte. 
Trotzdem akzeptierte die P. C. F. dieses Pro-
gramm als Grundlage für den auszuarbeiten-
den gemeinsamen Aktionsentwurf30 ), der im 
Juni 1972 veröffentlicht und von beiden Par-
teien akzeptiert wurde.

30) Das gemeinsame Regierungsprogramm der So-
zialisten und Kommunisten in Frankreich, hrsg. von 
Werner Goldschmidt, Köln 1972, in: Hefte zu poli-
tischen Gegenwartsfragen, H. 4.

31) Vgl. Joseph Rovan, Frankreich im Nachgaullis-
mus, in: Frankfurter Hefte XXVI/11, 1971, S. 845 ff.
32) Goldschmidt, a. a. O., S. 50/51.
33) Vgl. Artikel 89 der Verfassung, nach dem eine 
Verfassungsänderung zunächst von beiden Häu-
sern des Parlaments gebilligt werden muß und an-
schließend einem Volksentscheid unterbreitet wird. 
— Folgende Programmpunkte sind noch zu erwäh-
nen: Einrichtung eines Verfassungsgerichts, Be-
schneidung der Kompetenzen des Staatspräsidenten, 
stärkere Machtkompetenzen für das Parlament, 
Einführung der Verhältniswahl.

Frangois Mitterand kann dieses Manifest als 
klaren Sieg seiner Verhandlungsführung und 
der mittlerweile stark konsolidierten Partei 
ansehen, da sich die P. C. F. zu erstaunlichen 
Konzessionen (siehe unten) bereitfinden muß-
te. Vor allem aber stellte die gewandelte so-
zialistische Partei ihre Anziehungskraft als 
Kern eines neugebildeten Blocks gegenüber 
den Gaullisten unter Beweis, dessen Attrakti-

vität nicht nur für die extreme, sondern auch 
für die gemäßigte Linke interessant erscheint, 
wie der Beitritt der linken Radikalsozialisten 
unter Robert Fabre (siehe unten) demon-
striert.

b) Die Parti Communiste Frangais

Als „kommunistisches Dilemma deütet Joseph 
Rovan 31 ) die Situation, in der sich die kom-
munistische Partei Frankreichs seit Beginn 
der V. Republik befindet. In der Tat ist es für 
viele Betrachter erstaunlich, welche Zuge-
ständnisse die P. C. F. ihren sozialistischen 
Verhandlungspartnern machte. Dies trifft we-
niger für die — oft vage formulierten — Ziele 
auf wirtschaftlichem oder sicherheitspoliti-
schem Gebiet zu als vielmehr auf die Ver-
pflichtung einer gemeinsamen Regierung un-
ter einem sozialistischen Premierminister und 
auf die Stellung der politischen Parteien. Zum 
erstenmal bekennt sich eine westeuropäische 
kommunistische Partei zur Parteienpluralität, 
die „als eine wesentliche Voraussetzung für 
die freie Ausübung des Wahlrechts" angesehen 
wird, und gleichzeitig auch zum „Recht der 
Opposition, eine neue Mehrheit (in der Natio-
nalversammlung) für sich zu gewinnen".32 ) 
Dies impliziert, daß „die Mehrheits- wie die 
Oppositionsparteien die durch die allgemeinen 
Wahlen (nach der Verhältniswahl!) gefällte 
Entscheidung anerkennen müssen". In einem 
solchen Fall würde also die Volksfront-Regie-
rung zurücktreten und „ihren Kampf in der 
Opposition fortführen" — ein für das kommu-
nistische Demokratieverständnis revolutionie-
rendes Zugeständnis, hinter dem die übrigen 
in Aussicht gefaßten Reformen der Verfassung 
weit zurücktreten und von untergeordneter Be-
deutung sind, wenn man den nicht leichten 
Weg einer Verfassungsrevision bedenkt 33 ).



Zu dieser Kompromißbereitschaft und Zusam-
menarbeit mit der sozialistischen Partei wur-
de die P. C. F. hauptsächlich durch die Mai-
Ereignisse und deren Folgen bezwungen, da 
einige Gruppen und Grüppchen der extremen 

. Linken („les Gauchistes") seit jenen Wochen 
das kapitalistische System der V. Republik im 
Namen eines Marxismus bekämpfen, den die 
P. C. F. bis zu den Mai-Tagen ausschließlich 
für sich beanspruchen konnte, so daß die Ge-
fahr, links überholt zu werden, sich für die 
Funktionäre bis dahin nicht stellte. Durch 
ihre hervorragenden Leistungen während der 
deutschen Besetzung, ihre konstruktive Mitar-
beit in den ersten Nachkriegskabinetten und 
ihr systemkonformes Verhalten während der 
Staatskrise im Frühjahr 1958 hatte sich die 
kommunistische Partei zu einem Element der 
„Ordnung" entwickelt, das sich auf große 
Teile der Arbeiterschaft, der kleinen Bauern, 
der Intelligenz und auch des unteren Mittel-
standes stützen und in allen Wahlen seit 
Kriegsende durchschnittlich 20 % bis 25 °/o der 
abgegebenen Stimmen auf sich vereinigen 
konnte; dabei haben ihr die ausschließliche 
Ausrichtung nach Moskau und das Schweigen 
zu den Vorgängen in Budapest und Prag 
kaum geschadet. Ihre Stellung im politischen 
Leben der verschiedenen französischen Repu-
bliken (gegründet wurde die P. C. F. 1921) ist 
nicht zuletzt auch durch ihre außergewöhnlich 
gute Arbeit und Kooperation mit anderen Par-
teien in vielen Mittel- und Großstädten auf 
administrativem Gebiet bedingt.

Seit der Herrschaft der Gaullisten hat sich 
zwischen der P. C. F. und den Anhängern des 
Generals ein merkwürdiges Verhältnis ent-
wickelt, das im Juni 1969 schließlich die 
Wahl Georges Pompidous zum Staatspräsi-
denten ermöglichte. Hätte die P. C. F. ihre 
Anhänger aufgefordert, Alain Poher zu wäh-
len und sich nicht der Stimme zu enthalten 
(vgl. Tab. 3), so wäre Pompidous Wahl äu-
ßerst ungewiß gewesen. Diese stillschweigen-
de Übereinkunft zwischen den beiden Partei-
en ist in der Hauptsache durch die gaullisti-
sche Außenpolitik mit ihrer Distanz zur NATO 
und den USA bei gleichzeitiger Öffnung nach 
Osten bedingt. Somit sind die Gaullisten für 
die P. C. F. „das kleinere Übel", da sich bisher 
als Alternative nur ein anderer konservativer 
Block mit atlantischer Ausrichtung anbot. 
Gleichzeitig war es für die Gaullisten wichtig, 

dem Wähler die Kommunisten quasi als ein-
zig nennenswerte Oppositionspartei darzustel-
len, die niemals an die Macht gelangen dürfe, 
wenn Frankreich nicht „im Chaos versinken 
solle". Die U. D. R. erhoffte sich von dieser 
Strategie ein Aufsaugen aller nicht-kommu-
nistisch Wählenden, während sie anderer-
seits für das Wählerpotential der P. C. F. kei-
ne unmittelbare Gefahr bedeutete.

Besonders die Ereignisse im Mai/Juni 1968 
zeigen, wie sehr sich die P. C. F. zu einer sy-
stemerhaltenden Partei entwickelt hat, als sie 
stärksten Druck auf ihre gewerkschaftlich or-
ganisierten Mitglieder ausübte, den wochen-
lang andauernden Streik zu beenden und da-
mit auch die Gefahr zu bannen, von der äu-
ßersten Linken innerhalb der Gewerkschaften 
überspielt zu werden. Andererseits steht die-
ser Entwicklung ihre innere autoritäre Struk-
tur entgegen, die sich seit dem Tod des lang-
jährigen Parteivorsitzenden Maurice Thorez 
auch unter seinen Nachfolgern Waldeck-Ro-
chet und Georges Marchais nicht geändert 
hat. Bedauerlichstes Beispiel dieses demokra-
tischen Zentralismus ist. der Ausschluß Roger 
Garaudys34); erst in jüngster Zeit lassen sich 
bescheidene Anzeichen für eine interne Li-
beralisierung erkennen, die nicht zuletzt 
durch den Annäherungsprozeß an die nicht-
kommunistische Linke begünstigt wurden.

34) Chefideologe der Partei; vgl. sein Werk: Toute 
la Vrit, Paris 1970, und: Le Grand Tournant du 
Socialisme, Paris 1969.

Die mittlerweile eingenommene Strategie der 
Kommunisten wird durch die Bildung extre-
mistischer Linksgruppen zunehmend gefähr-
det, da sie sich gegen den Vorwurf wehren 
müssen, nach rechts abgedrängt zu werden; 
außerdem besteht die Gefahr, daß sie ihren 
Einfluß in den Gewerkschaften einbüßen. Die 
Gauchisten werfen der P. C. F. wegen ihres 
Verhaltens gegenüber dem kapitalistischen 
System vor allem Revisionismus und Verrat 
an der Arbeiterklasse vor — Argumente, die 
besonders bei den jugendlichen Arbeitern auf 
fruchtbaren Boden fallen. Die P. C. F. muß 
sich also „zur gleichen Zeit sozialdemokrati-
sieren und radikalisieren, verhärten und libe-
ralisieren. Sie muß politische Analysen erstel-
len, die die prozentuale Reduzierung des An-
teils der Industriearbeiterschaft an der Ge-
samtbevölkerung ebenso einbezieht wie die 



politische Radikalisierung der Intellektuellen, 
Lehrer, Studente
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n und vor allem auch eines 
wachsenden Teils der abhängigen techni-
schen Mittelstandes, der Kader, Techniker, In-
genieure, sowie der Bauernschaft" ).
Trotz der an der Basis, und zwar hauptsächlich 
bei den jugendlichen Mitgliedern, unverkenn-
baren Radikalisierung, mußte die Parteifüh-
rung versuchen, in einer für sie äußerst proble-
matischen ideologischen Schwenkung Kontakte 
zu den Sozialisten enger zu knüpfen, um somit 
die langandauernde Isolierung, die bei den 
Präsidentschafts wählen 1965 nur teilweise ab-
gebaut werden konnte, zu durchbrechen. Denn 
ohne den nun erfolgten Dialog mit den sozia-
listischen Partnern und die zumindest theore-
tische Verpflichtung auf ein Regierungspro-
gramm, das in erster Linie die Volkssouveräni-
tät zu respektieren garantiert, bietet sich für 
die P.C.F. (und wahrscheinlich auch für die So-
zialtisten) in absehbarer Zeit keine Chance, die 
Regierungsgewalt zu übernehmen. Wie ernst es 
in Wirklichkeit den Kommunisten ist, mit 
der nichtkommunistischen Linken zu koope-
rieren, oder ob nur die Absicht besteht, ge-
mäß Lenins Taktik 36 ) diese Linke sich unter-
zuordnen, vermag niemand zu sagen. Die 
Volksfront unter Leon Blum (1936) und die er-
sten Nachkriegskabinette haben eine loyale 
Mitarbeit der kommunistischen Abgeordneten 
zumindest für kurze Zeit unter Beweis ge-
stellt. Jedoch lassen sich diese Perioden so-
zialer und politischer Desorganisation mit der 
heutigen nicht vergleichen. Ihre Rolle als 
»Parti de l'Ordre", die in den letzten Jahren 
immer deutlicher erkennbar wurde, wird die 
P. C. F. auch in der kommenden Legislaturpe-
riode beibehalten wollen, um ihre Anzie-
hungskraft auf weitere Wählerschichten aus-
zudehnen. Die nun getroffene Entscheidung 
ist sowohl durch ihre innere Evolution als 
auch durch die Veränderung der internationa-
len Lage zu verstehen, die eine weitere „Dul-
dung" des gaullistischen Regimes im Interesse 
Moskaus allmählich überflüssig erscheinen 
läßt. Andererseits ist die P. C. F. innerhalb der 
„Union de la Gauche" schon auf Grund ihres 
Mitglieder- (ca. 300 000) und Wählerpotentials 
der dominierende Faktor, der sich in syste-

35) Rovan, a. a. O., S. 848.
36) Vgl. W. I. Lenin, Das Verhältnis der Sozialde-
mokratie zur Bauernbewegung, in: Ausgewählte 
Werke Bd. I, S. 540 ff.

müberwindenden Fragen nicht ausschließlich 
der Politik des möglichen Premierministers 
Mitterand unterordnen wird.

Georges Marchais umriß auf einer gemeinsa-
men Wahlveranstaltung der drei Linkspartei-
en die Haltung seiner Partei gegenüber der 
neuen Entente unmißverständlich: „Für uns 
bedeutet die Un
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ion (der Linken) — mit Rück-
sicht auf die Partner — Kooperation, um eine 
Politik zu ermöglichen, die den Interessen der 
Arbeiter entspricht. Die Union bedeutet keine 
Fusion zu einer einzigen Partei. Denn Kommu-
nisten, Sozialisten und Radikalsozialisten ha-
ben nicht dieselbe Auffassung von der Welt ... 
und wir denken nicht daran, auf eine einzige 
unserer Überzeugungen zu verzichten." )

c) Die linken Splitterparteien: P.S.U. und Ra- 
dicaux de Gauche

Die Parti Socialiste Unifie setzt seit ihrer 
Gründung anfang der sechziger Jahre die alte 
französiche Tradition fort, eine Splitterpartei 
zwischen Kommunisten und Sozialisten zu 
bilden, die beiden gegenüber sehr kritisch 
eingestellt ist und sich bedeutend militanter 
als diese in ihren Aktionen verhält; sie bildet 
quasi den Übergang von der außerparlamen-
tarischen neuen radikalen Linken zu den tra-
ditionellen Linksparteien. ZU ihr bekennen 
sich etliche ehemalige Mitglieder kleinerer 
sozialistischer und marxistischer Gruppierun-
gen — zeitweilig gehörte auch Pierre 
Mendes-France der P. S. U. an —, ein Großteil 
der Pariser Studenten und in letzter Zeit Ge-
werkschaftler der C. F. D. T. Während der 
Mai-Ereignisse ergriff sie als einzige Forma-
tion für die studentischen Aktionen Partei 
und verteidigte deren Ziele im folgenden 
Wahlkampf. Ihr Generalsekretär Michel Ro-
card, als „Inspecteur des Finances" Mitglied 
der technokratischen Elite Frankreichs, kan-
didierte zwar 1969 erfolglos für das Amt des 
Staatspräsidenten, konnte jedoch immerhin 
über 800 000 Stimmen auf sich vereinigen. 
Wenige Monate später konnte er aber bei ei-
ner Nachwahl im Departement Yvelines den 
ehemaligen Premier Couve de Murville im 
zweiten Wahlgang schlagen und als einziger 
Abgeordneter der P. S. U. ins Palais Bourbon 
einziehen.

37) Vgl. Le Monde vom 3./4. 12. 1972, S. 5. 



Ihr Einfluß erstreckt sich vor allem auf die 
Großstädte, in deren Gemeinderäten die Par-
tei sehr aktiv ist, auf die Gewerkschaft 
C. F. D. T. (siehe unten) und den Studenten-
verband U. N. E. F. (Union Nationale des Etu-
diants Franais), aus dem sich auch der größ-
te Teil ihrer 16 000 Mitglieder rekrutiert. Da-
durch wird ihre außerparlamentarische Aktion 
durch diese Doppelmitgliedschaft erheblich 
begünstigt, so daß diese intellektuelle ideolo-
gische Kaderpartei mit ihrem Programm, eine 
Gesellschaft zu errichten, in der Sozialismus 
und Planwirtschaft mit dem Respekt vor poli-
tischen Freiheiten versöhnt werden, zahlrei-
che Kreise des gesellschaftlichen Establish-
ments anspricht. Wenn auch momentan ihre 
Haltung zum gemeinsamen Regierungspro-
grämm der P. C. F. und P. S. nicht eindeutig 
ist, dürfte sich dies bei einem Wahlsieg der 
Linken ändern.

Demgegenüber haben sich die linken Radikal-
sozialisten geschlossen hinter das Links-
Bündnis gestellt. Diese Gruppe der alten tra-
ditionsreichen Partei der III. und IV. Republik 
(gegründet 1901) unter Robert Fabre brach im 
Frühjahr 1972 mit dem von Jean Jacques Ser-
van-Schreiber geführten Flügel, der sich für 
eine Zusammenarbeit mit Lecanuets Zentrum 
aussprach. Praktisch ist der von Fabre reprä-
sentierte Teil bedeutungslos und dürfte nach 
den Wahlen mit der P.S. fusionieren, mit der er 
schon Mitte der sechziger Jahre in der 
F. G. D. S. zusammengearbeitet hatte und nun 
eine gemeinsame Kandidatenliste aufstellte.

d) Die Gewerkschaften

Eine Analyse des Parteiensystems ohne Ein-
schluß der gewerkschaftlich organisierten 
Kräfte bliebe unvollständig; deshalb soll an 
dieser Stelle die Haltung der beiden größten 
französischen Gewerkschaften zur Politik der 
„Union de la Gauche" kurz charakterisiert 
werden.

Größte Gewerkschaft mit ca. 1,4 
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Millionen 
Mitgliedern ) ist die C. G. T. (Confederation 

Generale du Travail). Ihre Funktionäre sind 
zum großen Teil Mitglieder der P. C. F., so 
daß der Einfluß der C. G. T. auf die kommu-
nistische Führung außergewöhnlich groß ist, 
zumal ihr Vorsitzender Georges Seguy Mit-
glied des Politbüros ist und darauf achtet, 
daß Partei- und Gewerkschaftsmeinung stets 
konform sind.

Wie sehr die Partei die C. G. T. braucht, 
machten besonders die Streiks im Mai 1968 
deutlich. Nur mit Hilfe der C. G. T.-Funktio-
näre konnte die Arbeiterschaft zur Annahme 
der ausgehandelten Lohnerhöhungen bewo-
gen werden39), während radikale Gruppierun-
gen die Fortsetzung des Generalstreiks bis 
zum Sieg der Arbeiterklasse forderten. Dem-
gegenüber erklärte Georges Seguy damals, 
die G. G. T. sei die „starke, rühige Kraft, die 
es geschafft hat, die Ordnung im Dienst der 
Arbeiter wiederherzustellen".

38) In Frankreich gibt es ungefähr 15,9 Millionen 
Arbeitnehmer, von denen etwa 3,2 Millionen ge-
werkschaftlich organisiert sind, was einem Organi-
sationsgrad von 2O’/o entspricht.

Trotz ihrer immer wieder erhobenen Forde-
rung nach Klassenkampf und Überwindung 
der antagonistischen Klassengegensätze hat 
sich in den letzten Jahren eine Wandlung 
vollzogen, die zwar Chaban-Delmas 1969 ent-
worfene „Politique de Concentration" als 
Klassenkollaboration ablehnt, trotzdem sich 
aber dem Dialog mit der Regierung und den 
Arbeitgeberverbänden nicht widersetzt. So 
sind die 1970 und 1971 zwischen den großen 
Gewerkschaften und den Arbeitgeberverbän-
den geschlossenen Abkommen über zahlrei-
che soziale Verbesserungen ein Zeichen für 
den Abbau der Konfrontation, die Frankreichs 
soziales Leben jahrzehntelang dominierte. Die-
se Strategie, die unmittelbarsten ökonomi-
schen Bedürfnisse der Arbeiterschaft zu ver-
bessern, schließt jedoch das Ziel der Gewerk-
schaften, die totale Aufhebung der gegenwär-
tigen Produktions- und Besitzverhältnisse 
nicht aus.
Die seit 1968 geführte bescheidene Koopera-
tion mit Regierung und Arbeitgebern ist von 
der Basis der C. G. T., vor allein von jugendli-
chen Arbeitern Und Technikern, heftig kriti-
siert worden. Ihnen geht es nicht mehr um

39)  Vgl. Geotges Sguy, Le Mai et la C.G.T., Paris 
1972. Atif die selbstgestellte Frage: „Etions-nous 
en presence d’une Situation revolutionnaire?" ant-
wortet er: „Pour la grande mässe des travailleurs 
en lutte, les motifs etaient essentiellement reven-
dicatifs, sociaux, economiques." 



unmittelbare wirtschaftliche Verbesserungen, 
sondern vor allem um verstärkte Ausweitung 
innerbetrieblicher Mitbestimmung und Aus-
bau der gewerkschaftlichen Rechte. Gerade 
diese verhältnismäßig kleinen aber
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 sehr 
aktiven Gruppen entziehen sich der Kontrolle 
durch die Gewerkschaftsführung und engagie-
ren sich in den sogen. „Groupes d'Action 
Municipale", in denen „die Grenzen zwischen 
Reformismus und Revolutionarismus" )  flie-
ßend sind. Somit sieht sich die C. G. T. durch 
spektakuläre Aktionen oft genötigt, die Basis 
zu befriedigen und durch Befragung ihrer 
Mitglieder vor Abschluß wichtiger Tarifver-
einbarungen ein Meinungsbild innerhalb der 
Gewerkschaft zu erstellen.

Das im November 1969 verabschiedete neue 
umfangreiche Programm deckt sich mit sei-
nen wirtschaftlichen und sozialen Forderun-
gen fast vollständig mit den Vorstellungen 
des gemeinsamen Regierungsprogramms der 
P. S. und P. C. F. und macht den Einfluß der 
Gewerkschaftsführung bei diesen Verhand-
lungen deutlich.

Die C. F. D. T. (Confederation Franpaise Dmo-
cratique du Travail), mit ihren ca. 700 000 Mit-
gliedern die zweitgrößte Gewerkschaft, ist im 
Grunde heute noch die Gewerkschaftsbewe-
gung des militanten Laienkatholizismus, ob-
wohl das Attribut „christlich" 1964 aus dem 
Namen getilgt wurde. Für sie gibt es die Pro-
bleme der Beziehung zu einer übergeordneten 
Partei nicht. Ein Teil ihrer Mitglieder unter-
hält engste Beziehungen zur P. S. U., während 
ein anderer in der Parti Socialiste organisiert 
ist wie der bisherige Vorsitzende Eugene Des-
camps.

Dominierten 1968/69 noch die gemäßigten 
Kräfte innerhalb der C. F. D. T., die eine An-
näherung an die reformistischen Vorstell-
unen der F. O. (Force Ouvriere, der dritten Ge-
werkschaft mit schätzungsweise 300 000 An-
hängern) befürworteten, gewann im Frühjahr 
1970 der linke Flügel stärkeren Einfluß. Wäh-
rend der Mai-Ereignisse 1968 hatte er erst-
mals eine wichtige Rolle gespielt, als er den 
studentischen Aktionsformen viel aufge-
schlossener gegenüberstand als die C. G. T. 
Räumt die C. G. T. den ökonomischen Verbes-
serungen der Arbeiterschaft kurzfristig domi-

nierenden Platz ein, sind für die C. F. D. T. 
diese Probleme sekundärer Art; ihr vordring-
liches Interesse gilt der seit 1967 gesetzlich 
verankerten Selbstverwaltung („Autoge-
stion"), da sie als ein erster Schritt in Rich-
tung auf eine sozialistische und demokrati-
sche Gesellschaft von entscheidender Bedeu-
tung angesehen wird. Das 1970 formulierte 
Programm umreißt die Ziele der C. F. D. T. 
folgendermaßen: „ . . . (unsere) Strategie ist 
eine offene Strategie, die darauf abzielt, 
durch den Klassenkampf die Errichtung dieser 
Gesellschaft zu beschleunigen. . .. Der Über-
gang von der kapitalistischen Gesellschaft zu 
dieser Gesellschaft erfordert die Mobilisie-
rung der Gesamtheit der Volkskräfte, denn er 
verlangt: die Entwicklung der Macht der Ar-
beiter und ihrer Organisationen in den Unter-
nehmen der Wirtschaft sowie die Herrschaft 
der ganzen Gesellschaft, also einen qualita-
tiven Sprung, der die Eroberung der politi-
schen Macht auf der Ebene des Staates mit 
einschließt. . . . Für die C. F. D. T. kann die . . . 
Aktion zur Überwindung der kapitalistischen 
Gesellschaft nur das Werk aller sozialisti-
scher Kräfte, einschließlich der P. C. F., 
sein" ). In der Politik gegenüber der Regie-
rung und den Arbeitgebern gehen beide Ge-
werkschaftszentralen konform; jedoch wider-
setzt sich die C. F. D. T. vor allem dem büro-
kratischen Apparat der großen Schwester und 
der zu engen Verflechtung mit der P. C. F. 
Wohl hauptsächlich aus diesem Grund übt sie 
in den hochqualifizierten Industrien und 
Dienstleistungsbetrieben eine größere Attrak-
tivität aus als die C. G. T., die sie auf manchen 
Gebieten zur unmittelbaren Durchsetzung ge-
werkschaftlicher Forderungen links überholt. 
Beide Gewerkschaften werden sich auch in 
Zukunft zu einem immer bedeutenderen Fak-
tor im politischen Leben entwickeln; ihre 
Verhandlungstaktik ist in den letzten Jahren 
sowohl in den Planungsbehörden, die die (un-
verbindlichen) Richtwerte für den jeweiligen 
Fünfjahresplan ausarbeiten42 ), als auch in 
den Verhandlungen mit der Regierung über 
Lohnerhöhungen und der erst kürzlich ge-
schaffenen Gewinnbeteiligung der Arbeitneh-
mer geschmeidiger geworden.

40) J. Rovan, a. a. O., S. 927.

41) Vgl. Rene Bonety, La C.F.D.T., Paris 1971, 
S. 125 ff.
42) Vgl. Gert Hedtkamp, Planification in Frank-
reich, Köln 1966.



Das gemeinsame Regierungsprogramm der 
Linksparteien wird sicherlich in absehbarer 
Zeit die schon seit langem geplanten Fusions-
gespäche zwischen den beiden Wichtigsten 
Gewerkschaftszentralen beschleunigen helfen. 
Somit würde sich nicht nur Frankreichs Par-
teiensystem verändert haben, sondern ein 
Ende der bisherigen Zersplitterung der Arbeit-

nehmervertretung würde das Gewicht ihrer In-
teressen zunehmend erhöhen. Jede Regierung 
— ob gaullistisch oder links-sozialistisch — 
muß an einer solchen Konzentration der Ge-
werkschaften interessiert sein, die die Aktio-
nen der Basis im alten anarcho-syndikalisti-
schen Geist zu kontrollieren imstande ist.

Die „Reformateurs"

Unter dem Anspruch, Frankreich „zu refor-
mieren und nicht zu revolutionieren" grup-
pierten sich Anfang 1972 einige zentristische 
und radikalsozialistische Abgeordnete und Se-
natoren um den ehemaligen Präsidentschafts-
kandidaten und Senator Jean Lecanuet und 
den Abgeordneten aus Nancy, Jean Jacques 
Servan-Schreiber. Ziel dieser Gruppe, die 
nach Abspaltung des auf Kooperation mit der 
Regierung bedachten Flügels des C. D. P. un-
ter Duhamel auf der einen und Bruch der lin-
ken Radikalsozialisten unter Robert Fabre auf 
der anderen Seite nicht einmal mehr über 
die zur Fraktionsbildung notwendigen 30 
Mandate verfügt, ist die Schaffung oder — 
besser gesagt — Wiederbelebung einer „drit-
ten Kraft", die die Wähleralternative nicht 
ausschließlich auf den gaullistischen und so-
zio-kommunistischen Block beschränken soll.
Als Servan-Schreiber nach seinem spektaku-
lären Sieg in der gaullistischen Hochburg 
Nancy (1970) ins Generalsekretariat der Radi-
kalsozialisten gewählt wurde und kurz darauf 
auch den langjährigen Parteivorsitzenden 
Maurice Faure ablöste, zeichnete sich eine 
Wendung in der bis dahin linksliberalen Poli-
tik zu einer stärker bürgerlich-liberal orien-
tierten Haltung ab, woran Frankreichs älteste 
Partei schließlich zerbrach. Für den jungen, 
dynamischen Parteivorsitzenden war diese 
Trennung des mit den Sozialisten sympathi-
sierenden Flügels nur ein längst überfälliger 
Schritt. Da das Bündnis mit den Sozialisten 
1965 und 1967 keinerlei nennenswerte Erfolge 
für die Radikalsozialisten gebracht hatte, 
konnte nur eine eindeutige Schwenkung zum 
nicht-gaullistischen bürgerlichen Lager der in 
der IV. und V. Republik so stark dezimierten 
Partei wieder neue Wählerschichten zufüh-
ren.

Somit versuchte Servan-Schreiber, alle bür-
gerlichen Kräfte außerhalb des gaullistischen 
Lagers zum „Mouvement Reformateur“ zu-
sammenzufassen. Kern dieser Politik ist das 
soeben veröffentlichte Programm 43 ) der Be-
wegung, dessen Grundgedanken sich folgen-
dermaßen resümieren lassen: 1. Radikale Re-
form staatlicher Subventionen zugunsten der 
Bürger, nicht mehr der Aktiengesellschaften, 
2. grundsätzliche Reform der öffentlichen Ge-
walten durch Schaffung regionaler und auch 
supranationaler Organe; 3. Reform des mili-
tärischen Sicherheitssystems durch Kürzung 
der Mittel für die Force de Frappe und Rein-
tegration in die NATO; 4. Reform sozialer Pro-
bleme, um die Chancengleichheit aller zu er-
höhen.

Im sozialen Bereich unterscheidet sich dieses 
Programm kaum von den übrigen bürgerli-
chen; nur in der Bildung zu schaffender Re-
gionen mit effektiven Selbstverwaltungsorga-
nen und im Ausbau der supranationalen Gre-
mien weicht diese „alternative" von der gaul-
listischen ab. Seine Attraktivität für bürgerli-
che Wählergruppen ist nach den letzten Mei-
nungsumfragen unverkennbar und wird man-
chem mit der jetzigen Regierung unzufriede-
nen Wähler die Entscheidung im März er-
leichtern.

Trotz dieser wahrscheinlichen Stimmgewinne 
und des erfolgten Übertritts von de Gaulles 
langjährigem Minister Jeanneney, woran sich 
vergebliche Hoffnungen auf ein Abspalten 
einzelner gaullistischer Gruppen knüpften, ist 
es äußerst fraglich, ob Lecanuet und Servan-

43) Vgl. die im Expreß, No. 1117, 4—10 Novembre 
1972, S. 15tf., veröffentlichten wichtigsten Aus-
züge.



Schreiber eine „dritte Kraft" oder „Partei der 
Mitte" aufbauen können. Ihre Versuche, alle 
liberalen Gruppierungen innerhalb der Regie-
rungskoalition zum Übertritt in ihr Lager z
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u 
bewegen, müssen sie in unmittelbare Nähe 
der Pompidou auch weiterhin verbundenen 
Republicains Independants rücken, deren 
Zielvorstellungen sich mit denjenigen der 
„Reformateurs" nahezu decken. Aber Giscard 
d'Estaings Partei ist den Kräften der Refor-
mer eindeutig überlegen und dürfte auf sie 
stärkere Anziehungskraft ausüben als umge-
kehrt. In einem Interview ) erläuterte Leca-
nuet die Haltung seiner Formation zu den 
beiden Parteiblöcken und machte unmißver-
ständlich deutlich, daß das Mouvement bei der 
kommenden Wahl auf keinen Fall im zweiten 
Wahlgang einen Kandidaten der Linken favo-
risieren wird.
Somit sind also die Möglichkeiten des „Mou-
vement Reformateur" für eine dritte Kraft äu-
ßerst begrenzt, denn die einzig verbleibende 
Chance für das Zentrum, auch weiterhin im 
Parlament vertreten zu sein, besteht in einer 
Kooperation mit der Majorite. Es wird sich 
also Lecanuet und dem (manchmal exzentri-
schen) lothringischen Abgeordneten keine an-
dere Alternative bieten, als sich innerhalb 
des Regierungslagers, wo sie bei knappem 

Wahlausgang allerdings das „Zünglein an der 
Waage" werden können, den Unabhängigen 
Republikanern anzuschließen. Damit würden 
sich in dieser möglichen Regierungskoalition 
deren Gewichte zugunsten der liberalen, re-
formerisch gesinnten Abgeordneten verschie-
ben, ohne deren Mitarbeit Pompidous neuer 
Premierminster über keine Mehrheit in der 
Nationalversammlung verfügt.
Beide Seiten sind also im März aufeinander 
angewiesen, wenn sie einen Sieg der „Union 
de la Gauche" verhindern wollen. Deshalb 
wird die Majorite im wichtigen zweiten 
Wahlgang günstig placierte Kandidaten des 
„Mouvement Reformateur" unterstützen und 
ihren eigenen Bewerber zurückziehen, um 
durch ein Splitting der bürgerlichen Stimmen 
die Linke nicht zu stärken. Auch eine Über-
nahme gewisser Programmpunkte der Refor-
mer dürfte für die U. D. R. kein unüberwindli-
ches Hindernis bilden, um für weitere fünf 
Jahre an der Macht zu bleiben. Damit wäre 
Lecanuets kürzlich gestellte Forderung für 
einen Eintritt in die jetzige Koalition erfüllt: 
„Si M. Pompidou accepte de reviser sa poli-
tique, alors notre devoir est d'aider ce gou-
vernement ä reussir." („Wenn Herr Pompidou 
berei
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t ist, seine Politik zu revidieren, ist es 

unsere Pflicht, dieser Regierung zu helfen.") )

Schlußbemerkungen

Das ambitiöse Ziel der Reformer, eine neue 
Partei der Mitte zu schaffen, dürfte — wie 
schon alle seit 1965 unternommenen Versu-
che — fehlschlagen und an Frankreichs auf 
zwei Blöcke polarisiertem Parteiengefüge vor-
läufig nichts ändern.

Dies würde allenfalls eintreten, wenn die Lin-
ke im März die erforderliche Mehrheit ge-
winnt. Dann ist ein Zerfall der jetzigen Regie-
rungsparteien nicht mehr auszuschließen, 
denn die heterogenen Kräfte innerhalb der 
U. D. R. würden die seit dem Tod de Gaulles 
ausschließlich durch gemeinsame Machtinter-
essen geprägte Fraktion auseinanderspren-
gen; Neugruppierungen um Chaban-Delmas, 
Edgar Faure und Giscard d'Estaings Unab-

hängige Republikaner würden sich herauskri-
stallisieren und die Gruppe der orthodoxen 
Gaullisten zurückdrängen; damit könnte 
gleichzeitig die Chance für eine neue "Partei 
der Mitte" steigen, die diese nicht-orthodoxen 
Anhänger des Staatspräsidenten subsu-
miert.

Wichtiger als Spekulationen hierüber erschei-
nen im Falle eines sozialistisch-kommunisti-
schen Wahlsieges die von Pompidou auf ei-
ner seiner letzten Pressekonferenzen aufge-
worfenen verfassungspolitischen Probleme: 
Unmißverständlich deutete er an, Francois 
Mitterand nicht zum Premierminister zu er-
nennen. Er befände sich mit einer solchen 
Entscheidung völlig im Einklang mit der Ver-

45 )Le Monde vom 14. 10. 1972, S. 11.44) Le Monde vom 14. 10. 1972, S. 11.



fassung, denn Artikel 8 bestimmt, daß aus-
schließlich der Staatspräsident den Premier 
ernennt. Einem gaullistischen Minderheitska-
binett dürfte anschließend aber von der Na-
tionalversammlung das Mißtrauen ausgespro-
chen werden. Diese Desavouierung seines 
Premierministers könnte Pompidou mit der 
Auflösung des Parlaments beantworten und 
Neuwahlen ausschreiben. Bestätigen die 
Wähler dann die bisherige linke Parlaments-
mehrheit, steht dem Staatspräsidenten das 
Dissolutionsrecht erst nach Ablauf eines Jah-
res wieder zu Verfügung (Art. 12 Satz 4). Ihm 
bliebe keine andere Wahl als zurückzutreten 
oder einen sozialistischen Premier zu ernen-
nen, dessen Regierungspolitik er jedoch je-
derzeit boykottieren kann, da nach Artikel 9 

der Staatspräsident d
46

en Vorsitz im Minister-
rat )  führt.

An keinem Komplex wird die mangelhafte 
Ausarbeitung der Verfassung von 1958 deutli-
cher als in diesem Zusammenhang. Hier zeigt 
sich besonders klar, wie sehr sie ausschließ-
lich auf die Person des Generals ausgerichtet 
war. Sollte der jetzige Präsident in dem ge-
schilderten Fall nicht die erforderliche Konse-
quenz ziehen, auch sein Amt einem vorgezo-
genen Wählerentscheid zu unterwerfen, 
zeichnen sich unübersehbare Verfassungskon-
flikte ab.

46 ) Vgl. zu dieser Frage u. a. Peter Zürn, Die re-
publikanische Monarchie, München 1965, S. 59 f.







Michael Harscheidt

Das Splitting —
ein wahltaktisches Medium der Liberalen?

I. Zur Marktanalyse der liberalen Erststimmen

1. Die Liberalen im Wahlkampf

„Wir müssen uns daran gewöhnen, mit klei-
nen oder sogar knappsten Mehrheiten zu re-
gieren." 1) Mit diesen Worten kennzeichnete 
der Vorsitzende der Freien Demokraten, 
Walter Scheel, die parlamentarischen Er-
wartungen vor dem eigentlichen Beginn des 
Bundestagswahlkampfes 1972, den alle Seiten 
als die härteste politische Auseinandersetzung 
seit dem Bestehen der Bundesrepublik bewer-
teten. Eine ähnliche Beurteilung der zu erwar-
tenden Mehrheitsverhältnisse spiegelte sich in 
der Bereitschaft des sozialdemokratischen 
Vorsitzenden Willy Brandt wieder, die bis-
herige Regierungskoalition nach einem Wahl-
sieg mit notfalls nur einer Stimme Mehrheit 
fortzusetzen. In einer fortgeschrittenen Phase 
des Wahlkampfes — in den Medien häuften 
sich bereits Nachrichten und Kommentare zu 
der Tatsache, daß allein die Zweitstimmen 
über die künftige Zusammensetzung des Bun-
destags entscheiden würden1) — hatte sich 
das natürliche Konkurrenzverhältnis zwischen 
den Koalitionspartnern verschärft, wie aus 
den Erklärungen der Parteiführer deutlich 
wurde: Auf Brandts an liberal präferierende 
SPD-Wähler gerichtete Wendung auf dem 
SPD-Parteitag in Dortmund — „Wir haben 
keine Stimme zu verschenken" 3) — folgte ein 
ähnlicher, an CDU-Wähler adressierter Appell 
Scheels auf dem F.D.P.-Parteitag in Freiburg. 
Es hieß in einem Kommentar: „So dringlich er-
scheint dem Parteichef die Suche nach mehr 
Stimmen, daß er sogar den Anhängern der zu-
vor immer wieder hart attackierten CDU allen 

1) dpa-Meldung; GA (= General-Anzeiger, Wup-
pertal), 3. Okt. 1972.
2) Z. B. M. Gregier: Was man zu den Bundestags-
wahlen unbedingt wissen müßte. Die Zweitstimme 
entscheidet über die Verteilung der Bonner Man-
date, in: GA, 11. Nov. 1972, S. 6.
3) dpa: GA, 13. Okt. 1972.

4) C.-Chr. Kaiser: .David darf sich nicht räkeln'. 
Optimismus trotz der Schocks der Kommunalwah-
len i. Niedersachsen u. Hessen, in: DIE ZEIT, 
27. Okt. 1972, S. 3.
5) K.-H. Flach, Gen.-Sekretär d. F.D.P.; GA, 26. Okt. 
1972.
6) Vgl. K.-H. Flach, W. Maihofer, W. Scheel: Die 
Freiburger Thesen der Liberalen, Reinbek b. Ham-
burg 1972 (= rororo aktuell 1545), pa m (bes. 
S. 60).

Ernstes zu erwägen gab, i
4

hre Zweitstimmen 
der F.D.P. zukommen zu lassen" ).
Damit schienen die Positionen zunächst „ge-
klärt": Die Sozialdemokraten waren aufgeru-
fen, ihre beiden Stimmen geschlossen der 
SPD zu geben (Brandt), während die F.D.P. 
über ihre Stammwähler hinaus zusätzlich auf 
christdemokratische Wechselwähler „mit libe-

raler Note" 5) spekulierte, die zumindest mit 
ihrer Zweitstimme die liberale Bundestags-
fraktion verstärken sollten (Scheel).
Ungeklärt, ja ausgesprochen diffus waren da-
gegen die Positionen, die die Liberalen in 
bezug auf ihre Erststimmen-Erwartung gegen-
über de 6m von ihnen für mündig ) erklärten 



Wahlbürger einnahmen. Dies soll am Wahl-
kampfgeschehen in Nordrhein-Westfalen, be-
sonders in den Wahlkreisen 69 und 70 7) ver-
anschaulicht werden. Die dort erkennbar ge-
wordene Behandlung der Erststimmen wie 
eine Ware, die man für diesen Interessenten 
oder für jenen Konkurrenten oder aber über-
haupt nicht zum Angebot bringt, lassen die 
politische Landschaft — zumindest optisch — 
in einer marktwirtschaftlichen Dimension er-
scheinen und rechtfertigen den Begriff einer 
„Marktanalyse" 8) der liberalen Erststimmen.

7) Wuppertal-West u. Wuppertal-Ost.
8) Vgl. F. Neske/G. F. Heuer: Handlexikon Wer-
bung & Marketing, München 1970, Stichwort .Markt-
analyse'. — Des weiteren vgl. auch H. Abromeit: 
Zur Identität v. politischer u. wirtschaftlicher Wer-
bung, in: Aus Politik U. Zeitgeschichte, Beil. z. Wo-
chenzeitung DAS PARLAMENT, B 48/72, v. 25. Nov. 
1972.
9) GA, 16. Nov. 1972, S. 28 (WK 69 bzw. 70).
10) GA, 17. Nov. 1972, S. 16.
11) GA, 18. Nov. 1972, S. 8, 21 u. 25.
12) K. O. Dehnert: Warum ich für Sie nach Bonn 
gehen will (F.D.P.-Flugblatt i. d. Woche vor dem 
Wahltag).

13) Z. B. in: DIE ZEIT, 17. Nov. 1972, S. 5 (halb-
seitig).
14) GA, 15. Nov. 1972, S. 4; ebenso in: DIE ZEIT, 
17. Nov. 1972, S. 15.

Hier lassen sich gleich vier, wenn nicht fünf 
verschiedene wahltaktische Grundeinstellun-
gen beobachten. Nach einer einheitlichen Stra-
tegie beim Umgang mit liberalen Erststimmen 
wird man vergeblich suchen:

(1) Zunächst die Selbstdarstellung der Libe-
ralen im offiziellen Rahmen als Partei: Hier 
dominierte konsequent der traditionelle Wahl-
aufruf: „Ihre Erststimme und Ihre Zweitstim-
me für den F.D.P.-Kandidaten" — besonders 
massiv in den letzten Tagen vor der Wahl: Am 
Donnerstag eine ganzseitige Anzeige zugun-
sten beider Direkt-Kandidaten ), am Freitag 
die Wiederholung 10 derselben Anzeige )  und 
in der großen Samstag-Ausgabe unmittelbar 
vor dem Wahltag noch einmal zwei ganzsei-
tige und eine viertelseitige Anzeige mit dem-
selben Appell: „Sie haben zwei Stimmen. Ge-
ben Sie Ihre Erststimme Hans-Dietrich Gen-
scher . 11. ).  Konform mit dieser Erststim-

9

men-Verwendung ging ein Flugblatt des ört-
lichen F.D.P.-Kreisverbands 12 ) aus demselben 
Zeitraum. Die sich hinter dieser Position (1) 
verbergende Absicht ist eindeutig: Durch den 
vollen (d. h. auf dem Stimmzettel beiderseiti-
gen) Einsatz der Stimmabgabe ohne ein diffe-
renziertes Abwägen der einen gegen die an-
dere Stimme sollte in traditioneller Weise 
das Gros des liberalen Wählerpotentials, ins-
besondere die Zielgruppe der altliberalen 
Wähler, angesprochen werden.

(2) Eine Variante zu dieser konventionellen 
Konzeption präsentierte sich in jenen offiziel-
len Parteianzei

13
gen, die in überregionalen Zei-

tungen erschienen ) und sich offensichtlich an 
eine aufgeklärtere Schicht von liberalen Bür-
gern richteten. Entgegen der lokalen Konzep-
tion wurde hier in diesen überregionalen 
Wahl-Anzeigen eine informative Erläuterung 
zur wichtigsten Bedeutung der Erststimme mit-
gegeben: „... Der, der in einem Wahlkreis 
die meisten Stimmen erhält, kommt in den 
Bundestag. Die Stimmen für die anderen fal-
len unter den Tisch ..Gleichzeitig wurde 
hier dem Leser — im Text der Anzeige — 
durchaus das Recht zugestanden, die Erststim-
me dem Kandidaten einer anderen Partei zu 
geben: „Falls Sie Ihre Erststimme einem Kan-
didaten der CDU oder CSU geben . . ." bzw. 
„Falls Sie Ihre Erststimme einem Kandida-
ten der SPD geben ..Der Wahlaufruf be-
schränkte sich hier allein auf die Vergabe der 
Zweitstimme: „Nur Ihre Zweitstimme für die 
F.D.P."

(3) „Liberaler" gaben sich die Initiatoren der 
„Aktion Blaues Dreieck" (Liberale Wähler-
initiative, Sitz Köln). Im Mittelpunkt ihrer 
Wahlinformationen stand unausgesprochen 
die realistische Einsicht, daß die F.D.P. in der 
gegenwärtigen politischen Situation und bei 
der momentanen Sozialstruktur der Bevölke-
rung kein Direktmandat bei Bundestagswah-
len erringen kann. Entsprechend wurde die 
puristische Abschirmung der Erststimme (1) 
oder die abwägende Nennung dieser oder je-
ner konkurrierenden Partei (2) hier völlig 
aufgegeben. Zur Erststimmen-Beurteilung 
heißt es lakonisch: „Mit der Erststimme wäh-
len Sie jenen Kandidaten, dem Sie Ihre poli-
tischen Wünsche anvertrauen wollen, egal, 
welcher Partei er angehört" ).14

(4) Die völlige Aufgabe der puristischen Po-
sition und eine nun ganz pragmatische Ver-
wendung der Erststimme demonstrierte die 
„Liberale Wählerinitiative N.R.W." (Sitz Düs-
seldorf) — ein wahltaktischer Schritt, der of-
fensichtlich um so leichter fiel, je weiter die 
Initiatoren von der eigentlichen Parteiorgani-
sation entfernt waren. In den Wahl-Anzeigen 
dieser Gruppe heißt es unmißverständlich: 
„. . . geben Sie Ihre Erststimme dem SPD-Kan-
didaten Ihres Wahlkreises und Ihre Zweit-

28



stimme der Landesliste der F.D.P." 15).  Der 
Aufruf zum Splitting war ausschließlich von 
Akademikern unterschrieben, darunter allein 
14 Professoren. Auf einer Pressekonferenz in 
Bonn wurde die in dieser Gruppe beschlosse-

. ne Wahlstrategie erläutert: Die SPD sollte zu 
zusätzlichen Überhangmandaten gelangen, die 
F.D.P. sollte sicher die Fünf-Prozent-Hürde 
überspringen 16).

15) Z. B. in: GA, 13. Nov. 1972, S. 14.
16) dpa: GA, 14. Nov. 1972, S. 2: „Stimmensplitting: 
Wurden schlafende Hunde geweckt?".
17) Die Wuppertaler Bundestags-Kandidaten, in: 
GA, 17. Nov. 1972, S. 14. In einer Flugblatt-Aktion 
war noch die konventionelle Position (1) vertreten 
worden (s. o. Anm. 12).

18) Näheres vgl. bei D. Nohlen/R. O. Schultze: Die 
Bundestagswahl 1969 in wahlstatistischer Perspek-
tive, in: Aus Politik u. Zeitgeschichte,.B 51’—52/69, 
v. 20. 12. 1969.
19) Wahlen und Wähler i. Deutschland. Mit Beiträ-
gen v. D. Sternberger u. a., hg. v. E. Faul, Villinqen 
1960, S. 280.
20) Das Bundeswahlgesetz. Bundeswahlordnung u. 
wahlrechtl. Nebengesetze, erläutert v. K. H. Seifert, 
Berlin/Frankf. a. M. 2./1965, S. 77 (z. § 4 BWG).
21) Z. B. in: GA, 14. Nov. 1972, S. 2.
22) Vgl. z. B. B. H. Jäckel: Auswirkungen einer 
Wahlrechtsreform, in: Polit. Vierteljahrsschrift 7 
(1966), S. 537 ff.
23) Ebd. S. 543, A. 28.

(5) Schließlich kann eine fünfte, individuelle 
Position angenommen werden: In der letzten 
Woche vor der Wahl hatte die Diskussion um 
die liberalen Erststimmen ihren Höhepunkt 
erreicht. Dieser Diskussion konnten sich auch 
die Parteirepräsentanten und sogar die Direkt-
kandidaten nicht mehr entziehen. Hier 
zeigte sich eine partielle Aufweichung der tra-
ditionellen Position (1), mit der man — „Erst-
und Zweitstimme für die F.D.P." — in den 
Wahlkampf gegangen war. Als charakteri-
stisch sei hier deshalb die in einer Lokalzei-
tung publizierte Erklärung des Direktkandi-
daten der F.D.P. im Wahlkreis 70 zitiert: 
„Allerdings halte ich es als Kandidat der 
F.D.P. für legitim, wenn liberale Wähler in 
meinem Wahlkreis die Erststimme nicht mir, 
sondern dem Kandidaten des Koalitionspart-
ners geben ..." ). In diesen persönlichen 
Äußerungen eines Kandidaten wird man noch 
keine pragmatische Aussage oder gar einen 
Aufruf zum Splitting (4) erkennen können, 
doch ein erster Schritt auf dem Weg einer Ab-
kehr von der puristischen Abgrenzung wurde 
hier zweifellos getan.

17

2. Die Funktionen gemischter Stimmabgabe

Der mit einigen Werbeaktionen der Liberalen 
im Wahlkampf 1972 erneut zutage getretene 
Appell für ein sozialdemokratisches Erststim-
men-Votum durch liberal präferierende Wäh-
ler wird erst dann ganz verständlich, wenn 
Begriff und Funktionen des Phänomens 
„Splitting" in ihrer ganzen Tragweite durch-
leuchtet sind.
Zunächst der Begriff: In Kommentaren und 
Analysen zu Bundes- und Landtagswahlen 
scheint sich der Terminus „Splitting" einge-
bürgert zu haben, obwohl es sich bekanntlich 

um eine Vokabel handelt, die in der amerika-
nischen Wahlforschung beheimatet ist und 
spezifische Entscheidungsmodalitäten d
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es dor-
tigen Wahlsystems beschreibt ).  Einem brei-
teren Publikum dürfte deshalb der etwas 
ältere Begriff der „gemischten Stimmabga-
be" )  — bei häufigerem Gebrauch durch die 
meinungsbildenden Medien — verständlicher 
sein. Daneben kursieren die etwas abstrakte 
Behelfskonstruktion des „Über-Kreuz-Wäh-
lens" 20)  und die für ,vote Splitting' gebildete 
Lehnübersetzung „Stimmenspaltung" 21 ).

Welche Wirkungen hat. nun die gemischte 
Stimmabgabe für die personalisierte Verhält-
niswahl in der Bundesrepublik? Nach dem 
Gesetz — BWG § 4 — hat jeder Wähler zwei 
Stimmen: „... eine Erststimme für die Wahl 
eines Wahlkreisabgeordneten, eine Zweit-
stimme für die Wahl einer Landesliste". Nach 
der mehrheitswahlrechtlichen Konstruktion 
bei der Bewertung der in einem Wahlkreis ab-
gegebenen gültigen Erststimmen hat aber die 
Erststimme nicht jene Bedeutung, welche der 
Zweitstimme in allen drei (vier) demokra-
tischen Parteien zukommt. Und darin begrün-
det sich die — auch jetzt wieder in ihrem 
Wahlkampf sichtbar gewordene — wahlsyste-
matische Problematik der Liberalen — von der 
5 %-Sperrklausel und dem die kleineren Par-
teien leicht benachteiliegenden d'Hondt’schen 
Anrechnungsverfahren einmal abgesehen: In 
keinem der 248 Einmannwahlkreise des Wahl-
gebiets kann z. Z. ein F.D.P.-Kandidat die 
Mehrheit der Stimmen auf sich vereinigen22 ).

Aus der zunehmenden Kenntnis dieses politi-
schen Sachverhalts resultiert auch die stetige 
Abnahme von abgegebenen Erststimmen für 
freidemokratische Direktkandidaten: In den 
Bundestagswahlen von 1953, 1957 und 1961 
gaben nur noch rund 85 % FDP-Wähler ihre 
Erststimme dem freidemokratischen Wahl-
kreiskandidaten23 ); 1965 sank die Zahl sogar 



auf etwa 70°/024). In einer wahlsoziologischen 
Studie wurden abweichend noch eklatantere 
Werte ermittelt: Danach betrug die Zahl der 
puristisch eingestellten FDP-Wähler 1961 
75%, 1965 56% und 1969 nur noch 43 0/025)1  
Mit Interesse wird diese Entwicklung bei den 
zu erwartenden Analysen der Wahl vom 
19. November 1972 weiterzuverfolgen sein.

Zur Funktionsbestimmung der gemischten 
Stimmabgabe sind vor allem zwei wahlsyste-
matische Wirkungen hervorzuheben:

(1) Nach § 6 BWG wird die Zahl der je Land 
mit Erstimmen gewählten Wahlkreisbewerber 
einer Partei von den nach Zweitstimmen einer 
Partei je Land zustehenden Mandaten abge-
zogen; die (248) direkt Gewählten ziehen in 
den Bundestag ein. Die je Land übrig bleiben-
den Mandate werden anschließend nach Lan-
deslisten nominell besetzt; die (248) Nomi-
nierten ziehen ebenfalls als gewählte Abge-
ordnete in den Bundestag ein.

Diesen Ausgleichsprozeß von WK-Bewerbern 
und LL-Kandidaten zwischen zwei konkurrie-
renden Massenparteien A und B kann nun 
eine kleinere Partei G beeinflussen, Wenn ihre 
Direktkandidaten in den Einmannwahlkreisen 
nicht „ernst" genommen werden:, Indem ein 
Anteil der Erststimmen von den Parteigängern 
C z. B. der Partei A zufließt, kann diese (A) 
eine größere Zahl von WK-Mandaten gewin-
nen, was allerdings zu Lasten der Zahl ihrer 
LL-Kandidaten geht. Umgekehrt ist dadurch 
die Partei B mit weniger WK-Kandidaten, 
aber dafür mit mehr LL-Abgeordneten im neu 
gewählten Parlament vertreten. Eine erste ele-
mentare Bedeutung des Splittings zeichnet sich 
also in der Einflußnahme auf den Wahlerfolg 
örtlich (WK) oder regional (LL) siegender 
Kandidaten von konkurrierenden Massenpar-
teien ab. 1969 gewann die SPD zum ersten-
mal in der Geschichte der Bundesrepublik24) 
mehr Direktmandate (127) als die CDU/CSU 
(121). An dieser Zunahme der von den Sozial-
demokraten gewonnenen WK-Mandate waren 
die Wähler der F.D.P. nicht unbeteiligt, wie 
festgestellt worden ist, „denn ein erheblicher

24) Vgl. Nohlen/Schultze a. a. O. S. 29.
25) Vgl. P. Haungs: Wahlkampf und Wählerverhal-
ten 1969, in: Zft. f. Parlamentsfragen, 1. Jg.> H. 1, 
Juni 1970, S. 100.
26) Bekanntlich hatten die Sozialdemokraten be-
reits 1912 trotz der sie benachteiligenden WK-Ord-
nung die meisten Wahlkreise des Reiches gewön-
nen.

27) Haungs a. a. O. S. 100; Belege u. weitere Daten 
ebd.
28) Vgl. Tabelle bei H. H. Röhring/K. Sontheimer 
(Hrsg.): Hdb. d. dt. Parlamentarismus. Das Regie-
rungssystem der Bundesrepublik i. 270 Stichworten; 
München 1970, S. 465.
29) K. Schwarz: Die Ursachen d. Uberhangmandate 
bei Bundestagswahlen U. Möglichkeiten z. ihrer Be-
seitigung, in: Die öffentl. Verwaltung, Bd. 15, 1962, 
S. 373 ff.
30) Vgl. auch: Wahlen u. Wähler a. a. O. S. 21 f.; 
das Bundeswahlgesetz, erl. v. K. H. Seifert a. a. O. 
S. 88 u. 128; ferner B. Vogel/R: O: Schultze: 
Deutschland, in: Die Wahl der Parlamente, hg. v. 
D. Sternberger/B. Vogel; Bd. I, 1. Hb.-Bd., Berlin 
1969, S. 293; schließlich H. H. Röhring/K. Sont-
heimer a. a. O. S. 465.

Teil von ihnen, etwa ein Drittel, gab seine 
Erststimme den Kandidaten der SPD, Während 
nur noch 16% der F.D.P.-Wähler mit ihrer 
Erststimme einen CDU/CSU-Kandida

27
ten wähl-

ten" ).

(2) Die gemischte Stimmabgabe beeinflußt 
aber nicht nur die personale Qualität des Par-
laments, sondern sie kann sogar auf seine 
arithmetische Quantität und damit — bei 
ohnehin knappen Mehrheitsverhältnissen oder 
gar einem Patt — auf die Regierungsbildung 
entscheidenden Einfluß

28

 nehmen. Denn nach 
§ 6 Abs. 3 BWG verbleiben die in Wahlkrei-
sen errungenen Sitze einer Partei selbst dann, 
wenn ihr — aufgrund der für sie abgegebenen 
Zweitstimmen — in diesem Land weniger 
Mandate zustehen. Nach dem Prinzip „Vor-
rang der Mehrheitswahl" bleiben diese, die 
zustehende Mandatszahl übersteigenden Sitze 
erhalten und ziehen als zusätzliche „Über-
hangmandate" in den Bundestag ein. Die Zahl 
der bei Bundestagswahlen bisher erworbenen 
Überhangmandate betrug 1949: 2, 1953: 3, 
1957: 3 und 1961 sogar: 5; 1965 und 1969 kam 
kein Überhang zustande ).

Die Ursachen für solche Überhangmandate 
sind sehr verschieden und wurden bereits aus-
führlich erörtert29 ). Die wahlsystemtechni-
schen Voraussetzungen seien deshalb hier nur 
stichwortartig wiederholt: (a) überdurch-
schnittlich kleinere Wahlkreise eines Landes; 
(b) überdurchschnittlich geringe Wahlbeteili-
gung in einem Land; (c) eine beachtlich große 
Anzahl knapper Wahlkreismehrheiten für 
eine Partei A in einem Land; (d) starke, aber 
in bezug auf Wahlkreismandate erfolglos ge-
bliebene Drittparteien (C, D . . . usw.) in einem 
Land30 ).



Da die Wahlentscheidung vom 19. November 
1972 in manchen Ländern einerseits zu sehr 
knappen Ergebnissen (c) führte und da die 
gemischte Stimmabgabe z. T. mit dem erklär-
ten Ziel zusätzlicher Mandatsgewinne (4) zu-

gunsten der bisherigen sozialliberalen Koali-
tion propagiert wurde, erhält die Frage nach 
der Beziehung von Splitting und Überhang-
mandaten eine ganz besondere Bedeutung.

II. Wahlergebnisse und Splitting-Analyse

1. Wechsel im Wahlkreis Hoya

Daß die gemischte Stimmabgabe der Liberalen 
im Bundestagswahlkampf 1972 tatsächlich zu 
einem „Machtwechsel" in vielen Wahlkreisen 
geführt hat, sei an einem Beispiel erläutert. 
Ausgehend von der Struktur der Wählerschaft 
konnte der Wahlkreis 28: Hoya (Niedersach-
sen) stets als ein sicheres Sprungbrett für 
einen christdemokratischen Kandidaten an-
gesehen werden. Die überlegene Stärke der 
CDU-Wähler zeigt sich an der hohen Zahl der 
Zweitstimmen, die in den vorausgegangenen 
L

31

egislaturperioden der CDU als stärkste Par-
tei in diesem Wahlkreis zuflossen und auch 
heute noch )  mit 46,4 0/0 über dem Bundes-
durchschnitt (CDU 4- CSU: 44,8 %) liegen. 
Beachtlich ist auch der souveräne Anteil libe-
raler Voten in diesem Wahlkreis. Mit 17,3 °/o 
1965, 10,3 % 1969 und 9,2% 1972 lagen auch 
die für die F.D.P. abgegebenen Zweitstim-
men über dem durchschnittlichen Anteil im 
übrigen Bundeswahlgebiet (12,8%; 5,8 %; 
8,4 %). Im gleichen Zeitraum blieben die So-

31) Alle WK-Angaben folgen dem vorläufigen amt-
lichen Wahlergebnis, veröffentlicht in: DAS PAR-
LAMENT, Nr. 48, 25. Nov. 1972. Die am 2. Dez. 1972 
vom Bundeswahlausschuß bekanntgegebene Kor-
rektur bzgl. der Verteilung der Mandate auf die 
Länder wurde berücksichtigt.

zialdemokraten mit 33,1% 1965, 35,5% 1969 
und 43,5 % 1972 konstant unter ihrem Zweit-
stimmen-Durchschnitt (39,3 %; 42,7 %; 45,9 %). 
Dennoch wurde am 19. November 1972 der 
Wahlkreis Hoya von dem sozialdemokrati-
schen Kandidaten direkt gewonnen. Die Er-
klärung für diesen Sieg liegt in der rückläufi-
gen Bilanz abgegebener F.D.P.-Erststimmen.

Nun wird man nicht alle für die F.D.P. abge-
gebenen Zweitstimmen des Wahlkreises 28 
als eine Wahlaussage ausschließlich liberaler 
Stammwähler veranschlagen wollen. Dafür 
liegen viel zu hohe Fluktuationswerte und zu 
verschiedene Motivationen vor. Doch die sich 
in den Zahlen der gemischten Stimmabgabe 
niederschlagende Wahlabsicht vom 19. No-
vember 1972 ist eindeutig und demonstriert 
eine Präferenz für den sozialdemokratischen 
Kandidaten (Tab. I).

Eine Einflußnahme der gemischten Stimmab-
gabe auf die personale Zusammensetzung des 
Parlaments zu seiner 7. Legislaturperiode ist 
also unverkennbar. Ob und wieweit das Split-
ting der sozialliberalen Regierungskoalition 
oder alternativ einer kleinen Koalition von 
Christdemokraten und Freien Demokraten 
auch zusätzliche Überhangmandate hätte ein-
bringen und damit knappe Mehrheiten hätte 
stabilisieren können, bedarf weiterer Einzel-
unter suchungen. .



2. Hochburg und Burghoheit

Zunächst seien einmal jene Wahlkreise ge-
nannt, in denen das Splitting — bei noch so 
intensiver Werbung — per se für keine der 
beiden großen Parteien etwas hätte einbrin-
gen können. Das sind die sog. „Hochburgen". 
Sie scheiden von vornherein aus. Als Hoch-
burg (HB) einer Partei A seien nur solche 
Wahlkreise bezeichnet, in denen die Partei A 
aufgrund der abgegebenen Erststimmen die 
Mehrheitspartei stellt, auch wenn sämtliche 
Wähler der Partei C ihre Erststimmen ge-
schlossen dem Kandidaten der zweitgrößten 
Partei ß geben würden. Gleichzeitig muß der 
Begriff Hochburg aus der Tradition seiner 
Stammwählerschaft her verstanden werden. 
Hochburg einer Partei sollte deshalb nur jener 
Wahlkreis heißen, wo sich die uneinnehmbare 
Mehrheit mindestens dreimal hintereinander 
ununterbrochen wiederholte. Für eine tabella-
rische Übersicht der Hochburgen (Tab. II) wur-
den deshalb die aufeinander folgenden Wahl-
jahre 1965, 1969 und 1972 berücksichtigt — 
und das mit gutem Grund: 1965 war ein Wahl-
jahr mit hoher CDU-Präferenz der FDP-Wäh-
ler32 ), im Wahlkampf 1969 stand die F.D.P. 
als einzige Oppositionspartei der damaligen 
Großen Koalition von CDU/CSU und SPD 
.gleichermaßen' oppositionell gegenüber und 
1972 durften vor allem die konkurrierenden 
Sozialdemokraten von den liberalen Erststim-
men profitieren. Nur die während dieser wech-
selnden Fluktuationen stabil gebliebenen und 
auch durch gemischte Stimmabgabe arithme-
tisch nicht zu erschütternden Wahlkreise sind 
echte Hochburgen. Ein Vergleich zeigt die 
günstigere Position der CDU/CSU (73) — ins-
besondere der CSU (31) — gegenüber den So-
zialdemokraten (53).

32) H. Jäckel a. a. O. S. 542: Untersuchungen zur 
verdeckten Parteipräferenz der FDP-Anhänger um 
das Jahr 1965 haben erkennen lassen, „daß der 
freidemokratische Wählerstamm eindeutig zu der 
Partei Erhards, Schröders und Gerstenmaiers ten-
diert".
33) B. Vogel/R. O. Schultze a. a. O. S. 319.

Neben den traditionellen Hochburgen, die sich 
über Jahrzehnte als solche ausweisen, gibt es 
aber die wahlanalytisch viel interessanteren 
Wahlkreise, in denen sich viel häufiger ein 
Wechsel von absoluten zu relativen Mehr-
heiten abspielt. In einer Untersuchung33 ) wur-
den die Begriffe „extreme Hochburg" und 
„empfindlicher Wahlkreis" einander gegen-
über gestellt. Für die folgende Darstellung, in 
der es um die spezifische Bedeutung des sog.

Splittings geht, empfiehlt sich eher eine Dif-
ferenzierung der 248 Wahlkreise in solche mit 
einer stabilen Burghoheit und solche mit einer 
labilen Burghoheit. Danach verfügt eine Par-
tei A in einem Wahlkreis über eine stabile



Burghoheit (stab. BH), wenn ihr die Erststim-
menmehrheit nicht durch eine Erststimmen-
kombination der anderen beiden demokrati-
schen Parteien B und C streitig gemacht 
werden kann. Dabei muß es sich nicht immer 
um traditionelle Hochburgen handeln; stabile

Mehrheiten werden bei jeder Wahl gewonnen 
und können woanders verlorengehen. Eine 
labile Burghoheit (lab. BH) behauptet dagegen 
eine Partei A dann, wenn zwar ihr Direkt-
kandidat die meisten Erststimmen auf sich 
vereinigen konnte, aber durch einen intensiv 
genug befolgten Aufruf zur gemischten 
Stimmabgabe der kombinierte Erststimmen-
Sieg der anderen beiden demokratischen Par-
teien B und C durchaus möglich gewesen



wäre 34).  Die Tabelle III liefert einen Schlüssel 
zu den stabilen Burghoheiten, wie sie am 
19. November 1972 von beiden großen Par-
teien errungen wurden. Im Gegensatz zur 
Verhältniszahl der Hochburgen kommt hier 
den Sozialdemokraten die günstigere Aus-
gangsbasis zu. — Dazu gehört die Tabelle IV 
mit den labilen Burghoheiten. Hier ist das 
Verhältnis ausgeglichen und beläuft sich für 
die beiden großen Parteien auf je 20 Wahl-
kreise. Bemerkenswert ist die Tatsache, daß 
die CSU in Bayern an keiner labilen Burg-
hoheit „krankt". Beide Gruppen gehören kom-
plementär zusammen und bilden als Ganzes 
die 248 Wahlkreise im Bundesgebiet (Tab. V).

Diese terminologischen und tabellarischen 
Vorarbeiten lassen ein erstes Zwischenergeb-
nis erkennen: Obwohl der Kampf um die 
liberalen Erststimmen im gesamten Bundes-
gebiet geführt wurde, hätte er — bei der so-
zialen und politischen Struktur der Wähler-
schaft vom 19. November 1972 — allein nur 
in zwanzig Wahlkreisen Aussicht auf Wahl-
erfolg eines sozialliberalen Kandidaten ge-
habt (Tab. IV); die gleiche Erfolgszahl (20) 
wäre potentiell — stets vorausgesetzt, daß 
die Wählerschaft einer solchen Koalitionsbe-
kundung gefolgt wäre — durch eine CDU-
FDP-Kombination möglich gewesen (Tab. IV). 
Die selektiven Einflußmöglichkeiten des Split-
tings sind also — je nach den sozialen und 
politischen Voraussetzungen — geringer als 
man weithin annehmen mag.

Weit interessanter ist nun aber die Frage nach 
eventuellen Uberhangmandaten, dem wichtig-
sten Ziel der Anhänger des Splitting-Gedan-
kens. Wäre tatsächlich ein Mehr an sozial-
liberalen Sitzen am 19. November 1972 mög-
lich gewesen? Und wenn ja, unter welchen 
Voraussetzungen? Um dies zu beantworten,

34)  S. o. das WK-Beispiel Hoya 1972. 

bedarf es einer gesonderten Analyse des 
Wahlergebnisses.

3. Überhang im Saarland

Wie bereits hervorgehoben, werden nach § 6 
BWG die WK-Mandate von der zustehenden 
Mandatszahl abgezogen, um die verbleiben-
den Rest-Mandate als LL-Mandate nominell 
zu bestimmen. Würde man nun — in einer 
rein theoretischen Berechnung — von den je 
Land verbliebenen LL-Mandaten einer Par-
tei A die je Land durch ein liberales Stim-
men-Splitting einnehmbaren labilen Burg-
hoheiten der konkurrierenden Partei B ab-
ziehen, so ergäben sich für die Partei A über-
all dort zusätzliche Überhangmandate, wo ein 
Ausgleich nicht mehr möglich sein sollte (§ 6 
Abs. 3 BWG).

Eine tabellarische Splitting-Analyse, beste-
hend aus der Struktur der WK- und LL-Man-
date der CDU/CSU abzüglich der 20 labilen 
Burghoheiten der SPD, macht aber deutlich, 
daß eine imaginäre Koalition von Christdemo-
kraten und Freien Demokraten unter den ge-
genwärtigen Voraussetzungen kein zusätzli-
ches Überhangmandat hätte hinzugewinnen 
können (Tab. VI). Die Zahl der verbleibenden 
LL-Mandate ist beim Wahlergebnis vom 
19. November 1972 für die CDU/CSU über-
durchschnittlich groß.

Für die sozialliberale Koalition würde das Er-
gebnis der imaginären Mandatsermittlung po-
sitiver aussehen: Von den fünf saarländischen 
Wahlkreisen wurden drei bereits durch ein 
dort höheres Erststimmenergebnis von der 
SPD direkt gewonnen, während die übrigen 
zwei an die CDU fielen. Ein viertes der SPD 
zustehendes Mandat wurde durch die saarlän-
dische Landesliste nominell bestimmt. Da aber 
die beiden von der CDU gewonnenen Wahl-
kreise keine stabilen Burghoheiten aufweisen, 
sondern durch einen z. T. nur geringfügig in-
tensiveren Gebrauch der gemischten Stimmab-
gabe durch liberale Wähler ebenfalls von so-
zialdemokratischen Kandidaten hätten gewon-
nen werden können, so wäre hier ein Abge-
ordneter infolge mangelnder Ausgleichbarkeit 
als Inhaber eines zusätzlichen Überhangman-
dats in den Bundestag eingezogen (Tab. VII). 
Das liegt in diesem Fall an der beachtlichen 
Höhe der gewonnenen Direktmandate sowie 
an den diesmal knappen Mehrheitsverhältnis-
sen im Saarland.





Dieses abschließende Ergebnis beweist noch 
deutlicher: Durch ein genügend intensiviertes 
Splitting ist tatsächlich eine verfassungskon-
forme Einflußnahme auf die neu zu wählende 
Zusammensetzung des Parlaments möglich. 
Dieses Ergebnis beweist aber auch, daß diese 
Möglichkeiten in keinem Verhältnis zu den 
Erwartungen stehen, mit denen man das Split-
ting als wahltaktisches Mittel in Diskussionen, 
in der Presse und in der politischen Werbung 
bedacht hat. Dennoch wird die gemischte 
Stimmabgabe auch künftig von Bedeutung sein. 
Und wenn man die Erststimmen-Verhältnisse 
in den beiden in Frage kommenden saarlän-
dischen Wahlkreisen überprüft (Tab.
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 VIII), 
dann kann man erkennen, wie eng beieinander 
hier imaginäres und reales Wahlergebnis lie-
gen. Es hätte hier nur weniger zusätzlicher )  
„über Kreuz" gesetzter Erststimmen bedurft:

35)  In WK 246: 3460 + 1, in WK 247: 1497 + 1 
liberale Erststimmen (Auch diese Zahlen basieren 
auf dem vorläufigen amtlichen Wahlergebnis).



Alle dargestellten Überlegungen bauen ganz 
bewußt auf einer pragmatischen Verfügbar-
keit und Einsetzbarkeit der liberalen Erststim-
men auf. Allein aus der Tatsache, daß in der 
gegenwärtigen Situation ausschließlich Sozial-
demokraten und die Unionsparteien mit rea-
len Erfolgsaussichten um die 248 Wahlkreise 
(Erststimmen) konkurrieren können, resultiert 
die zunehmende Diskussion um eine Neu-

orientierung der F.D.P.-Wähler bei der Ab-
gabe ihrer Erststimme. Es ist deshalb wenig 
sinnvoll, ähnliche Überlegungen für da
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s Wahl-
verhalten bei den Wählern der beiden gro-
ßen Parteien vorzunehmen; solche Überle-
gungen )  haben abstrakten Charakter und 
gehen an der politischen Realität, an der 
„Kunst des Möglichen" vorbei.

III. Aspekte künftiger liberaler Wahlpolitik

1. Die Rückbesinnung auf Naumann

„. .. die Logik, die Tatsachen, sie werden da-
hin führen, daß die neue Bewegung des wach-
senden Massenvolkes, zusammengesetzt aus 
heutigem Liberalismus und Sozialdemokratie, 
im Laufe des nächsten Jahrzehntes unter dem 
Druck von Zentrum und Konservativen sich 
zusammenfindet: ihr habt den Staat nun lange 
genug geleitet, und wir haben" — heißt es 
dann — „nun lang genug darum gelitten!" 37). 
Diese Worte Naumanns, vor rund 70 Jahren 
ausgesprochen, scheinen sich erst in der jüng-
sten Entwicklung des Parlamentarismus in 
Deutschland zu erfüllen. Eine sinnvolle Ergän-
zung von liberalen und sozialdemokratischen 
Kräften im Geiste Naumanns vollzog sich erst 
im Wagnis der 1969 gebildeten sozial-libera-
len Koalition. Naumanns Worte bestätigen 
sich einmal m
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ehr in dem Bekenntnis beider 
Parteiführer, erst in dieser Koalition einen 
fairen und toleranten Partner ) gefunden zu 
haben.

39)  Vgl. z. B. G. Wagner: Ein Machthebel des Bür-
gers. Was hätte ein Splitting zur Folge?, in: DIE 
ZEIT, 17. Nov. 1972, S. 5. Der Autor weist dort — 
in der Sache völlig richtig — die Möglichkeit so-
zialdemokratischer Überhangmandate für die Län-
der Hamburg und Bremen nach. Die Voraussetzung 
für diesen Gewinn besteht jedoch darin, daß diese 
Wahlkreise wieder direkt von der SPD gewonnen 
werden, daß aber die Zweitstimmen der SPD-Wäh-
ler möglichst geschlossen der FDP und damit ihrer 
Landesliste zugute kommen würden. Aufgrund vie-
ler Faktoren (z. B. Mangel an breiter Aufklärung; 
Immobilität in gewachsenen Sozialstrukturen usw.) 
ist aber eine solche Entwicklung historisch undenk-
bar.
40)  F. Naumann: Liberalismus, Zentrum u. Sozial-
demokratie (Vortrag, 1903), in: F. N., Werke, 4. Bd., 
bearb. v. Th. Nipperdey u. W. Schieder, Köln/ 
Opladen 1964, S. 31.
41)  Für die politische Zusammenarbeit auf dem 
Koalitionsgipfel gebrauchte Scheel am Tage der 
Vertrauensfrage sogar die Vokabel .kamerad-
schaftlich'.

36) F. Naumann: Das allgemeine Wahlrecht (1904), 
in: F. N., Werke, 5. Bd., bearb. v. A. Milatz, Köln/ 
Opladen 1964, S. 331: „Die Reichstagswahlen brach-
ten viele Enttäuschungen. Man hatte sich Mühe ge-
geben, gearbeitet, Geld gezählt, Nächte geopfert, 
war der Masse soweit entgegengekommen als 
irgend möglich, und dann hatte die Masse doch den 
Sozialdemokraten gewählt ...". — Man beachte 
auch die interessante Parallele zum Bundestags-
wahlkampf 19721
37)  Vgl. z. B. F. Naumann: Die Leidensgeschichte d. 
deutschen Liberalismus (1908), in: F. N., Werke, 
4. Bd. a. a. O„ S. 298 f.
86) Die Nationalliberalen, die Linksliberalen und 
die Sozialdemokraten verfügten seit dem 12. Jan. 
1912 zusammen über eine Mandatsmehrheit von 
195 : 151. Doch der Naumannsche Gedanke einer 
linken Reformmehrheit von Bebel bis Bassermann 
wurde von allen drei Parteileitungen abgelehnt 
(Näheres vgl. bei G. U. Scheideler: Parlament, Par-
teien u. Regierung i. Wilhelminischen Reich 1890— 
1914, in: Aus Politik u. Zeitgeschichte, B 12/71 v. 
20. März 1971. S. 24.

Aus der fast sensationellen Tatsache, daß die 
Sozialdemokraten trotz eines hohen Kapital-
einsatzes ihrer Gegner im Wahlkampf aus den 
Reichstagsw
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ahlen von 1903 als einzige Partei 
mit wirklich überdurchschnittlichem Mandats-
zuwachs hervorgingen ), bestärkte sich bei 
Naumann bereits damals die Auffassung, daß 
keine politische Kraft an den Grundforderun-
gen der Sozialdemokratie vorbeiregieren 
dürfe. In diesem ersten Jahrzehnt entwickelte 
sich bei Naumann ein politisch-programmati-
sches Wunschbild, das in der Formel „von 
Bassermann bis Bebel" in seinen Reden 

41

und 
Schriften immer wiederkehrte 8)  — eine par-
lamentarische Konstellation, die 1912 zumin-
dest arithmetisch möglich gewesen wäre, aber 
politisch nicht zustande kam ).

Aus kritischer Sicht des Historikers sind dem 
parteipolitischen Liberalismus in seiner über 
hundertjährigen Geschichte eine Reihe von 
„Fehleinschätzungen", „Fehlentscheidungen" 
und „Fehlentwicklungen" vorgeworfen wor-



den 42).  Seitdem sich nun die Liberalen — 
nach dreijähriger Opposition — im Bundes-
tagswahlkampf 1969 zum größten Teil ihrer 
Repräsentanten als progressive Partei dem 
Wähler vorzustellen versuchten — „Wir 
schneiden die alten Zöpfe ab!" — und mit der 
Vorlage der Freiburger Thesen im Oktober 
1971 die Neuorientierung

45
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 auch programma-
tisch vornahmen, kann wieder von einer 
Rückbesinnung auf die politischen Intentionen 
Naumanns gesprochen werden. Die Gefahr 
des Verkümmerns zu einem bloßen Wahlver-
ein „ohne echte Zukunftsperspektive" 88) und 
ohne wirklich politische Resonanz )  scheint 
durch den jüngsten Konsolidierungsprozeß ge-
bannt zu sein. — Auch diese neu eingeleitete 
Entwicklung der Liberalen zurück zur wirk-
lichen Mitte des parteipolitischen Spektrums 
wurde bereits von Naumann vor gezeichnet: 
„Der Liberalismus im ganzen wird zur Mittel-
partei zwischen einer klerikalkonservativen 
Macht und einer radikalen sozialdemokrati-
schen Opposition." ).

2. Die neue Mittel- und Mittler-Position

In einer Untersuchung aus den fünfziger Jah-
ren rechnete K. Schütz mit einer Entwicklung 
zum „Zwei-Block-System", das sich gewisser-
maßen dem Mehrparteiensystem überlagern 
würde46). In einer späteren Analyse prägte 
F. Erbe den Begriff des „Zwei-Kräfte-Sy-
stems”, in dem zwar die kleinen Parteien 
mitwirkten, in dem jedoch jeweils eine der 
beiden großen Parteien die Führung inne-
haben werde 47). Nach dem Konzentrationspro-
zeß durch die Bundestagswahlen von 1965 
sprach dann D. Sternberger wenn nicht von 
einem Zweiparteien-, so doch von der Ten-
denz zu einem „zweipoligen Parteiensy-

42) D. Düding: Liberale Konsequenz, in: liberal, 
14. Jg., H. 10, Okt. 1972, S. 703.
43) Ebd. S. 704.
44)  In einem kritischen Vortragstext heißt es 
essayistisch über die FDP der fünfziger und frühen 
sechziger Jahre, daß „Böll wie auch Grass schließ-
lich weit mehr Resonanz in der Welt (sc. finden), 
als selbst der Freien Demokratischen Partei bis 
heute gelungen ist, sieht man von Döring ab, der 
nicht mehr lebt" (U. Sonnemann: Die Einübung d. 
Ungehorsams i. Deutschland (= rororo aktuell Bd. 
687), Reinbek b. Hamburg 1964, S. 101).
45) F. Naumann: Leidensgeschichte d. dt. Liberalis-
mus, a. a. O., S. 296.
46) Vgl. N. Diederich: Empirische Wahlforschung. 
Konzeptionen u. Methoden i. international. Ver-
gleich, Köln/Opladen 1965, S. 156.
47)  Ebd. S. 157.

48) Zit. b. B. Vogel/R. O. Schultze, a. a. O„ S. 298.
49) J. Raschke: Parteien, Programme u. Entideolo-
gisierung'. Zur Analyse v. Parteiprogrammen, in; 
Aus Politik u. Zeitgeschichte, B 8/70, v. 21. Febr. 
1970.
50) Hier sei noch einmal daran erinnert, daß sich 
die FDP in Wahl-Anzeigen zum Bundeswahlkampf 
1972 auch an Stammwähler der SPD wandte: „Falls 
Sie Ihre Erststimme einem Kandidaten der SPD 
geben: Denken Sie daran, daß es die SPD alleine 
niemals schafft. Nur Ihre Zweitstimme für die FDP 
sichert den Fortbestand der Regierung Brandt/ 
Scheel" (in: DIE ZEIT, 17. Nov. 1972, S. 5).
51) Gegen Ende des Kaiserreichs besaßen die libe-
ralen Mittelparteien — im Gegensatz zu Zentrum, 
Konservativen und Sozialdemokraten — keine ein-
deutigen Hochburgen mehr. Ihre Mandatsgewinne 
verdankten sie fast ausschließlich der Tatsache, 
„daß sie in Stichwahlen sowohl von links als auch 
von rechts als kleineres Übel gegen die Kandidaten 
der rechten bzw. linken Flügelparteien unterstützt 
wurden. Dieser Vorteil hatte allerdings auch ihren 
politischen Manövrierraum .. . entscheidend be-
grenzt" (G. A. Ritter: Kontinuität u. Umformung d. 
deutschen Parteiensystems 1918—1920, in: Entste-
hung u. Wandel d. mod. Gesellschaft. Festschft. f. 
H. Rosenberg, hg. v. G. A. Ritter, Berlin 1970, 
S. 375). In der Hauptwahl von 1912 z. B. wurden 
nur 3 Nationalliberale gewählt. Erst nach dem 
2. Wahlgang waren — aufgrund von Stichwahlhilfe 
— insgesamt 45 Nationalliberale und 42 Linkslibe-
rale im neuen Reichstag vertreten!

stem" 48). In diese Polarisierungsthematik ge-
hört auch das Modell J. Raschkes, in dem sich 
die verschiedenartigsten Programmforderun-
gen dualistisch gegenüberstehen und sich mit 
fast zeitloser Gültigkeit einer einheitlichen 
„Links"- oder „Rechts"-Position 
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zuordnen 

lassen ).

Für die F.D.P. als „dritte Kraft" waren und 
sind diese Polarisierungstendenzen eher ne-
gativ als positiv. Die Stimmenverluste der 
vergangenen Jahre sind zu einem Teil im Phä-
nomen der politischen Polarisierung zu erken-
nen. Neben der Gefahr eines natürlichen Stim-
menverlustes ist aber die noch größere Ge-
fahr eines künstlichen Stimmengewinnes zu 
nennen. Wieweit ein solcher „künstlicher" 
Stimmenzuwachs überhaupt vorliegt 50), wer-
den spezielle Wahl-Analysen zu zeigen ha-
ben. Zumindest sei hier aber an die für eine 
souve

51

räne Programmbehauptung kritisch ge-
wordene Situation der liberalen Mittelpar-
teien in der Schlußphase der Kaiserzeit er-
innert ).
Um dem gegenwärtigen Polarisierungsgesche-
hen entgegenzuwirken, streben die Liberalen 
— heute mehr denn je — programmatisch und 
publizistisch zu einer Demonstration ihrer 
eigenständigen Substanz in der von Polarisie-
rung bestimmten Zweidimensionalität unserer 
politischen Gegenwart. Ein beredtes Beispiel 



für diese Suche nach der dritten, der Mittel-
Position zeigt sich etwa in den programmati-
schen Bemühungen des freidemokratischen 
Generalsekretärs: „Wenn wir zwischen kon-
servativer Erstarrung und sozialistischer 
Utop
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ie nicht einen dritten Weg der liberalen 
Gesellschaftsreform aufzeigen würden, dann 
müßte dieses Land in eine Periode unerträg-
licher politischer Polarisierung geraten mit 
allen unheilvollen Folgen für die Liberalität, 
Humanität und für den Bestand dieser Demo-
kratie — und, was nicht alle begreifen, auch 
für den Bestand der Wirtschaft . . ). Expo-
nierter und effektvoll verkürzt formuliert das 
eine im Bundestagswahlkampf 1972 einge-
setzte Broschüre, die die Handschrift eines 
Werbetexters verrät: „Zwei Parteien sind wie 
ein Zweieck — im Grunde ein Unding: Der 
Bürger hat nur noch die Wahl zwischen 
Schwarz und Rot .. . Darum muß das Zwei-
eck zu einer richtigen geometrischen Figur 
ausgebaut werden. In einem Dreieck, ist Platz 
für ausgewogene Lösungen, für vernünftige 
Kompromisse.'' 98)
Für die gegenwärtige Epoche der gesetzgebe-
rischen Aufgaben scheint sich diese neue 
Mittel- und Mittler-Position der Liberalen 
ihren neu formulierten Freiburger Intentionen 
nach wirkungsvoller in einer sozial-liberalen 
Koalition verwirklichen zu können. Von die-
ser Konste
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llation erwarten ihre kritischen 
Befürworter eine „mäßige, systemimmanente 
Reform" 99) und eine „Demokratisierung aller 
menschlichen Lebensräume" 0).

3. Eine neue Bestimmung der Erststimmen?

Mit dem Bundestagswahlergebnis vom 19. No-
vember 1972 wurde die F.D.P. vom Wähler als 
dritte politische Kraft bestätigt. Die Liberalen 
gewannen über 3,1 Millionen Zweitstimmen 
und konnten dadurch die Zahl ihrer Mandate 
um etwa ein Drittel vergrößern. Indem nun 
diese reformierte F.D.P. die Position der ent-
ideologisierten Mitte als stabilisierender Fak-

tor 551)  für sich beansprucht und diese eigen-
ständige Position gegenüber dem Antagonis-
mus der beiden größeren Parteien 56 2) politisch 
behauptet, bleibt die Frage nach einer neuen 
— nun aus dem neu erworbenen Spielraum 
echter Mitte und wirklicher Unabhängigkeit 
resultierenden — Bestimmung der liberalen 
Erststimmen von unverändert gültiger Aktua-
lität. Denn als stabilisierender Faktor werden 
die Liberalen auch künftig eine „Mitte-Links"-
oder eine „Mitte-Rechts"-Koalition parlamen-
tarisch zu tragen haben. Entsprechend wird 
sich für den liberalen Wähler jedesmal die 
Möglichkeit oder — bei Erwartung knapper 
Mehrheitsverhältnisse, bei einem sog. .Kopf-
an-Kopf-Rennen' — die Notwendigkeit erge-
ben, aus dieser Mittel-Position heraus den 
.liberalen' Partner wahlpolitisch zu stützen.

Die größten Hindernisse für eine iunktionsge-
rechtere Ausschöpfung dieses Stimmenpoten-
tials liegen vor allem im Mangel an politi-
scher, hier insbesondere wahlsystemtechni-
scher Aufklärung. Das betrifft aber die konsi-
stenten Wähler anderer Parteien ebenso wie 
die sog. Wahlabstinenzler. Nur dieser all-
gemein mangelnden Informiertheit ist es an-
zulasten, wenn vor zehn Jahren ein liberaler 
Direktkandidat — wissend um die Aussichts-
losigkeit seiner Wahlkreis-Chancen — direkt 
kandidieren mußte (Linke Spalte des Stimm-
zettels: Er
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ststimme!), um nur so mehr Zweit-
stimmen (Entsprechende Spalte rechts!) für die 
Landesliste seiner Partei gewinnen zu kön-
nen ).
Was hier not tut, ist „angewa
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ndte Aufklä-

rung" 4),  die die elementaren Grundlagen un-*

52) K.-H. Flach: Die Zukunft der Liberalen (Rede 
a. d. Bundesparteitag d. F.D.P. v. 25.—27. 10. 1971 i. 
Freiburg), top-information, hg. v. LV NRW d. FDP, 
S. 4 (auch in: liberal, 13. Jg., H. 11, Nov. 1971, 
S. 804—813).
53) Kleine Lehrstunde in politischer Geometrie, in: 
Vorfahrt für Vernunft. Mehr F.D.P. nach Bonn, hg. 
v. FDP-Landesverband NRW, Düsseldorf o. J. 
(1972). Gestaltung: Markt + Meinung (ohne Pagi-
nierung).
54) G. Gauss: Das Gleichgewicht der Ohnmächtigen, 
in: DE
55)

R SPIEGEL, 24. Jg., Nr. 26, 22. 6. 1970, S. 24. 
0  D. Düding, a. a. O., S. 713.

56)  So etwa R. Zundel: „Die F.D.P. hat eine Mittel-
und Mittlerposition. Uber viele Jahre hinweg hat 
sie CDU-Regierungen stabilisiert — so lange, bis 
die SPD den Weg von der ideologischen Außen-
seiterposition zur Mitte gefunden hatte" (Ein Platz
i. d. Mitte. Die F.D.P. — unersetzlich i. d. Palette
der Parteien, in: DIE ZEIT, 27. Jg., 27. Okt. 1972, 
S. 1).
57) CDU und CSU hier zusammen genommen.
58)  In einer Untersuchung zum Bundestagswahl-
kampf von 1961 im Wahlkreis 131 (Marburg) heißt 
es: „Der Marburger Bürgermeister Gerhard Daub, 
der für die FDP kandidierte, war sich über die Aus-
sichtslosigkeit seines eigenen Wahlkampfes von 
Anfang an im klaren. Für ihn ging es lediglich dar-
um, für die FDP-Landesliste genug Stimmen zu 
sammeln, um die Mehrheit der CDU zu brechen ..."
(D. Schoenbaum: Ein Wahlkreis wählt .verkehrt',
in: Zur Soziologie d. Wahl, hg. v. E. K. Scheuch u. 
R. Wildenmann, Köln/Opladen o. J. [1965], S. 321).
104) Nach einem Titel von R. Dahrendorf: Die ange-
wandte Aufklärung. Gesellschaft u. Soziologie i. 
Amerika (= Fischer Bücherei Bd. 901), Frankf. a. M./ 
Hamb. 1968.



seres Wahlsystems — „Hochburg", „empfind-
licher Wahlkreis", „Landesliste", „Direktkan-
didatur" u. a. — von ihrer funktione
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llen Be-
deutung her tiefer ins allgemeine Bewußtsein 
einbringt. Bei Würdigung der sozialen Struk-
tur und mehrheitswahlrechtlichen Konzeption 
in den Bundeswahlkreisen würde eine solche 
Aufklärung die liberale Erststimme in ihrer 
gegenwärtigen Bedeutung als Ersatzvotum 
klar erkennen lassen 5).

In dieser ihrer Funktion als Ersatzvotum sollte 
die liberale Erststimme aber nicht qualitativ 
unterbewertet werden. Ihr kann nämlich eine 
ganz neue, gewissermaßen eine Signal-Funk-
tion zuwachsen: Bisher wurde das Splitting 
durch liberale Wähler besonders unter dem 
Aspekt der „Wahlhilfe" bedacht und in die-
sem Sinne von einigen liberalen Wählerini-
tiativen auch öffentlich motiviert605). Ebenso 
kann und muß die gemischte Stimmabgabe als 
ein Signal für diese oder jene Koalitionsbil-
dung nach der Wahl betrachtet werden. Denn 
freie Koalitionsbekenntnisse vor der Wahl 
oder gar feste Wahlabsprachen bedürfen der
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„Ratifikation" 17)  durch den Wähler im Wahl-
akt. Hier käme den liberalen Wählern — ohne 
jegliche Systemänderung, ohne eine Torpe-
dierung „liberaler Demokratie“ durch „totali-
täre Demokratie" 8)  — ein wesentliches Stück 
Mitbestimmung zu: Sie würden ,uno actu' ihre 
Partei ins Parlament wählen (Zweitstimme) 
und den künftigen Koalitionspartner (A oder 
B) durch die Mehrzahl ihrer abweichenden 
Personalstimmen (Erstimmen) bereits maßgeb-
lich festlegen und damit mitbestimmen kön-
nen!

59)  Für die liberalen Erststimmen im personalisier-
ten Verhältniswahlrecht gilt das, was für liberale 
Wahlbürger bei einem reinen Mehrheitswahlrecht 
insgesamt gelten würde; vgl. H. Jäckel: Auswir-
kungen einer Wahlrechtsreform, a. a. O., S. 542: 
„ ... in diesem Falle würden die Freien Demokraten 
in praktisch allen Wahlkreisen aussichtslos und 
hoffnungslos im Rennen liegen. Der Impuls zum Er-
satzvotum wäre damit ausgelöst, und zwar für eine 
Wählerschicht von noch immer beachtlichem und 
unter Umständen wahlentscheidendem Ausmaß."
60)  S. o. den Abschnitt I, 1 (4).
107) Vgl. H. Unkelbach: Grundlagen d. Wahlsyste-
matik. Stabilitätsbedingungen d. parlamentarischen 
Demokratie, Göttingen 1956, S. 70.
108) Vgl. Y. L. Talmon: Die Ursprünge d. totalitären 
Demokratie, Köln/Opladen 1961, passim.

63) G. Leibholz: Strukturprobleme d. mod. Demo-
kratie, Karlsruhe 3./1967, S. 58 f.
64) Ebd. S. 59.
65) So etwa wurde es in einem Periodikum der 

Liberalen vor der Wahl verkündet: „Es heißt, aus 
der Not eine Tugend zu machen, wenn die Freien 
Demokraten ihren Wählern schon vor Bekanntgabe 
des Wahlergebnisses verbindlich sagen, daß sie — 
sofern die Wahl das ermöglicht, woran Sie nicht 
zweifeln — die Koalition mit den Sozialdemokraten 
Willy Brandts fortsetzen werden" (R. Schroers: Die 
liberale Koalition, in: liberal 14 [1972], H. 8/9, 
S. 626).

Eine solche über die bloß arithmetische Zu-
sammensetzung des Parlaments hinausge-
hende Bedeutung der Wahlen hat z. B. G. 
Leibholz — wenn auch aus einem etwas ande-
ren Blickwinkel — überzeugend gefordert: 

„Im September 1953 haben die ,Wähler' und 
nicht die Parteien die maßgebliche Entschei-
dung über die zukünftige Zusammensetzung 
der Regierung in der Bundesrepublik getrof-
fen. Und
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 ich meine, daß im Grunde genom-
men in einem funktionierenden demokrati-
schen Parteienstaat auch unter dem Verhält-
nissystem die Wahlen zutiefst gerade diese 
zusätzliche Funktion zu erfüllen haben." 109) 
Folgerichtig formuliert der frühere Richter am 
Bundesverfassungsgericht: „Im demokrati-
schen Parteienstaat sollen die Wahlen den 
Charakter einer Plebiszits annehmen ..." ).

Bei einer weiteren Zunahme der Polarisierung 
und des allgemeinen Interesses an dem wich-
tigsten politischen Entscheidungsgremium (die 
Wahlbeteiligung am 19. November 1972 be-
trug 91,2%) werden die Liberalen als die 
drite  Kraft und in ihrer entscheidenden Po-
sition als Mittler und Vermittler auch künftig 
wohl zu eindeutigen Koalitionsaussagen vor 
der Wahl verpflichtet sein. Eine eindeutige 
Koalitionsaussage, wie sie von den Liberalen 
in dem fest verankertem Polarisierungsgefüge 
vor dem 19. November 1972 gemacht wurde, 
scheint gewissermaßen zu einer neuen par-
lamentarisch-demokratische
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n Tugend zu wer-

den ).
Das Splitting als Wahlakt, seine assistierende 
und ratifizierende Funktion in der Erststimme, 
ist das wahltaktische Medium und konsequen-
te Analogon einer solchen Politik der vorweg-
genommenen Koalitionsaussage. Allerdings 
bleibt abzuwarten, wieweit die liberalen Wäh-
ler, besonders der altliberale Stamm, sich nicht 
nur mit einer vorzeitigen Beantwortung der 
Koalitionsfrage identifizieren, sondern diese 
Antwort selbst handelnd mitvollziehen — 
durch Erststimmen-Abgabe für diesen oder je-
nen künftigen Partner. Die mit jeder Legislatur-
periode zunehmende Zahl der liberalen Split-
ting voters deutet auf zunehmende Resonanz 
hin. Wahlsoziologische und -motivanalytische 
Studien werden aber zeigen müssen, wieweit 
dieses Phänomen der Doppelwahl durch Be-



griffe wie „Wahlverwandtschaft" 662)  oder 
„Wahlverbund" 673)  wertfrei beschrieben wer-
den kann. Vorsorglich haben liberale Wähler-
initiativen, die das Splitting 1972 propagier-
ten, beruhigend hinzugefügt, „Stimmenspal-
tung bedeute nicht gleich Bewußtseinsspal-
tung" 684).  Vielleicht wird man die erste grobe 
Pionierarbeit zum weiteren Abbau von Vor-
urteilen auch hier wieder von Werbetextern 
erwarten dürfen — etwa in ironischer Ab-
wandlung einer bekannten Werbeparole: „Ihr 
Stimmzettel hat zwei gute Seiten: Eine zum 
Helfen (cf. Erststimme) und eine zum Gewin-
nen (cf. Zweitstimme) . . ."?

4. Wähler und Gewählte in der mobilen ‘ 
Demokratie

Der zunehmende Gebrauch der gemischten 
Stimmabgabe bei Bundestagswahlen hängt — 
unter einem allgemeineren Aspekt betrachtet 
— eng zusammen mit der allmählichen Ent-
wicklung von einem Weniger zu einem Mehr 
an innergesellschaftlicher Mobilität. Die Libe-
ralen haben es verstanden, sich während ihrer 
Erneuerungsphase in der parlamentarischen 
Opp
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osition der gesellschaftlichen Problematik 
in der unfertigen Demokratie geistig zuzu-
wenden. Paradigmatisch sei hier etwa auf eine 
Bundestagsrede des Vorsitzenden der damals 
oppositionellen Liberalen verwiesen: „Die 
Bundesrepublik hat seit 20 Jahren eine demo-
kratische Verfassung. Das Grundgesetz aber 
ist — wer wüßte das besser als wir — noch 
keine gesicherte Verfassungswirklichkeit. Wir 
leben im Zustand einer unvollendeten Demo-
kratie." 115) Mit ähnlichen Worten beschrieb 
damals auch der Liberale Dahrendorf das neu 
zu gestaltende Verhältnis der Liberalen zur 
gesellschaftlichen Entwicklung: „Aber wir 
werden den Anspruch stellen und damit den 
Versuch unternehmen, das Gefängnis der Im-
mobilität aufzubrechen" 6) . . . „Es ist nicht so, 

daß die Welt in Bewegung gesetzt ist und wir 
ihr traurig und etwas verlegen nachblicken 
müssen, sondern wir wollen die Welt in Be-
wegung bringen und in Bew
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egung halten." 117) 
Solche und ähnliche Ansätze sind ein Zeugnis 
für den Versuch, aus der Opposition heraus 
die bereits schon von Naumann erkannte 
„strukturelle Schwäche des Liberalismus" — 
„nämlich die mangelnde Fähigkeit, sich real-
politisch einer Entwicklung anzupassen" 8) — 
zu überwinden.

Wieweit das in der Diskussion immer wieder-
kehrende Phänomen der gemischten Stimmab-
gabe und die sich dahinter verbergende poli-
tische wie letztlich auch gesellschaftliche Pro-
blematik ein Gegenstand ist, den die Libera-
len auch als offizielle Parteiorganisation real-
politisch in den Griff bekommen sollten, ganz 
gleich in welchem Sinne und mit welcher Ziel-
setzung — das kann hier nicht weiter unter-
sucht werden und muß der parteiinternen und 
allgemeinen demokratischen Entwicklung Vor-
behalten bleiben.

Zum Abschluß sollten aber doch die Faktoren 
expliziert werden, die vielleicht einmal wahl-
politisch von Bedeutung sein könnten in je-
nem Entwicklungs- und Wandlungsprozeß, in 
dem sich die Liberalen als Parteiorganisation 
dem Splitting als einem von liberalen Wählern 
bevorzugten Mittel gegenübersehen.

Da ist als erstes der Faktor .Öffentliche Mei-
nung' zu nennen. Daß gerade sie ein bedeut-
sames Fundament für die gesellschaftliche 
Mobilität und damit für neue Verhaltensfor-
men darstellt, liegt an ihrer über die Gegen-
wart hinausweisenden Struktur: Nach einer 
neueren Definition wurde sie bestimmt als die 
„Widerspiegelung des gesellschaftlich bewuß-
ten Sichverhaltens und Strebens-, (sc. sie) ist 
Faktor gesellschaftlicher Entscheidungen und 
reflektiert ber
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eits potentielle, künftige Ent-

wicklungen" 9).  Als für die Liberalen beson-
ders günstig dürfte hier das ihnen oft nach-
gesagte positive, fast partnerschaftliche Ver-

71)  Ebd. S. 8.
72)  D. Düding a. a. O. S. 709.
73) H. Koschwitz: Begriff u. Funktion d. „öffentl. 

Meinung' i. bürgerlichen u. sozialist. Gesellschafts-
system, in: Aus Politik u. Zeitgeschichte, B 13/71, 
v. 27. 3. 1971.

66) So bei N. Diederich, a. a. O., passim.
67) So bei R. Zundel: Liebe auf den zweiten Blick. 

Die Freien Demokraten müssen ihre vielen Sym-
pathisanten jetzt zu Wählern machen, in: DIE 
ZEIT, 27. Okt. 1972, S. 3.
68) H. Eich: In der Familie (Kommentar), in: GA, 

14. Nov. 1972, S. 2.
69) W. Scheel: Plädoyer für die neue Generation 

— Mut zur neuen Politik (= Rede v. 30. 4. 1968 
i. Deutschen Bundestag i. d. Debatte z. d. Oster-
unruhen), Bonn o. J.
70) R. Dahrendorf: Politik d. Liberalität statt Bünd-

nis d. Unbeweglichkeit (= Rede z. 19. Bundespar-
teitag d. F.D.P. i. Freiburg am 30. 1. 1968), Bonn 
o. J., S. 1 (auch in: liberal, 10. Jg., 1968, S. 84 ff.).



haltnis zum Phänomen de
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r öffentlichen Mei-

nung zur Geltung kommen 0).

Für eine offizielle Förderung der gemischten 
Stimmabgabe durch die Parteiorganisation — 
ganz gleich, welche der beiden polarisierenden 
Parteien in dem einen oder anderen Wahlakt 
der Begünstigte sein würde — 
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dürften aber 
auch Gefahren lauern. Denn: „Die Publizistik 
setzt öffentliche Meinung frei, die latent vor-
handen ist; sie kann (sc. aber) auch das Ge-
genteil bewirken, indem sie ein Tabu zu früh 
bricht." 1)  Exemplarisch erinnert von Hentig 
hier an K. Jaspers, der sich seinerzeit gegen-
über der offiziellen Wiedervereinigungsthese 
für eine Rangfolge 1. „Freiheit für die Zone" 
und 2. „Nationale Einheit" eingesetzt hatte 76)). 
Zweifellos war dieser radikalliberale Ge-
danke 773)  Jaspers richtig, aber die Öffentlich-
keit dafür noch nicht reif; sie quittierte ihn 
damals mit einem einstimmigen Aufschrei.

74) So etwa F. Tönnies: „Als ein spezifisch gesell-
schaftliches und liberales Gebilde erkennt man die 
öffentliche Meinung auch daran, daß nicht nur ihre 
Macht und Bedeutung, sondern auch ihr Wert und 
ihre Richtigkeit, ja wohl gar ihre Unfehlbarkeit, 
immer von den liberalen Parteien herausgestrichen 
wurden, während sowohl von rechts wie von links 
scharfe Kritik und Geringschätzung gegen sie auf-
getreten sind" (Zur Theorie d. öffentl. Meinung, 
in: Schmöllers Jahrbuch f. Gesetzgebung, Verwal-
tung und Volkswirtschaft im Deutschen Reich, 
40. Jg., H. 4, Leipzig 1916, S. 399.
75)  H. v. Hentig: Gedanken z. öffentl. Meinung, 
in: Merkur 17 (1963), S. 130.
76) Vgl. K. Jaspers: Freiheit u. Wiedervereinigung, 

über Aufgaben deutscher Politik, München 1960.
77) Vgl. das schon im Vormärz auflebende radikal-

liberale Prinzip des 19. Jhds.: „Freiheit vor Ein-
heit".
78)  Vgl. z. B. die überregional zum Einsatz gelangte 
Wahlanzeige der sog. .Wählerinitiative freiheitlich 
gesinnter Staatsbürger in der Vereinigung zur För-
derung der politischen Willensbildung' (Sitz: Bad 
Neustadt/S.) in: GA, 8. Nov. 1972, S. 22. Der demo-
kratisch legitime, ja wünschenswerte Vorgang, daß 
sich die Liberalen als Mittler-Partei durchaus vor 
der Wahl und zur Kenntnis des Wählers für die-
sen oder jenen demokratischen Partner entschei-
den können, wurde hier bewußt übersehen: „Fine

Partei, die sich ohne Alternativen dem stärkeren 
Partner ... unterwirft, noch ehe der Wähler seine 
Entscheidung getroffen hat, ist überflüssig ... Sie 
schwimmt im Schlepptau der SPD ... Diese FDP hat 
sich selbst parlamentarisch für unmündig erklärt! 
. .. Diese FDP ist überflüssig ! . .." (usw. usw.).
79) Vgl. H. Koschwitz, a. a. O., S. 9 u. 11.
80) C. J. Friedrich: Demokratie als Herrschafts- u. 

Lebensform, Heidelberg 2./1966 (= Studien z. Poli-
tik, Bd. 1), S. 57.
81) So M. Hättich: Demokratie als Herrschaftsord-

nung (= Ordo Politicus, Bd. 7), Köln/Opladen 1967, 
S. 44: „Die politische Ordnung wird ja gerade in 
der Hinsicht interessant, ob eine eventuell abwei-
chende Meinung sich äußern und irgendwann viel-
leicht sogar .herrschen' kann."
82) „Ein Umbau der deutschen Verhältnisse kann 

nur Schritt um Schritt von innen nach außen erfol-
gen, durch Gedächtnis- und Gewissensstärkung, 
seelische Mobilisierung der Menschen — nie in 
umgekehrter Richtung" (U. Sonnemann, a. a. O., 
S. 38).
83) Th. Eschenburg unterscheidet zwischen „Demo-

kratisierung durch rechtliche Regelung, durch Ge-
setz, Statut und Vertrag" und „Demokratisierung
durch Wandlung des Stils" (Demokratisierung u. 
polit. Praxis, in: Aus Politik u. Zeitgeschichte,
B 38/70, v. 19. 9. 1970).

Eine andere Gefahr im Spannungsfeld der öf-
fentlichen Meinung würde den Liberalen von 
selten der jeweiligen Oppositionspartei dro-
hen, und zwar stets dann, wenn jene die Ver
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-
fassungskonformität der gemischten Stimmab-
gabe „übersieht" und die berechtigte und le-
gale Anwendung des Splittings in seiner assi-
stierenden und ratifizierenden Funktion ver-
kennt. Für eine solche Beeinflussung der öf-
fentlichen Meinung zuungunsten der Libera-
len hat der Bundestagswahlkampf 1972 zahl-
reiche Beispiele geliefert 4). Der für die Libe-

ralen dennoch positive Ausgang dieser Wah-
len bestätigt aber auch wiederum die Ergeb-
nisse der empirischen Kommunikationswissen-
schaft, daß kollektive Verhaltensmuster durch 
gezielte Kommunikationsimpulse nicht will-
kürlich verändert werden können 79). Den si-
chersten Weg für einen offiziellen Ausbau des 
Splittings als ein plebiszitäres Wahlverhalten 
in der mobilen Demokratie hat aber wohl 
C. J. Friedrich beschrieben. Die eventuelle 
Auswirkung einseitiger Bewertungen werde 
durch eine größere Informationsdichte vermin-
dert: „Ich glaube, es ist möglich, darauf 
eine Antwort zu geben. Sie ist sehr einfach: 
Das Mittel gegen Propaganda ist me
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h
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r Propa-
ganda. Die eigentliche Gefahr der Propaganda 
in jedem Bereich ist, daß es ihrer nicht genug 
gibt, d. h. daß nicht genüg verschiedene Ge-
sichtspunkte propagandistisch zur Geltung 
kommen. Das ist am schlimmsten dann, wenn 
nur einer, der monopolistisch verwaltet wird, 
übrigbleibt." 12)  Bei einer gut fundierten Auf-
klärungsarbeit würde die gemischte Stimm-
abgabe danach nichts Nachteiliges im Span-
nungsfeld der öffentlichen Meinung zu be-
fürchten haben. Vielmehr könnte das Split-
ting, bereits mit jeder erneuten Wahl ohne-
hin schon vermehrt praktiziert, wahltaktisch 
einmal zum „herrschenden" Mittel liberaler 
Wähler werden 127). Allerdings gehört dieses 
Wahlverhalten zu jenen Verhaltensweisen, 
deren Entwicklung nur „Schritt für Schritt" 1 )  
vorangeht und letztlich dem Wandel des all-
gemeinen „Stil"-Empfind 83ens 1 )  unterliegt.



Ein weiterer, nicht unwesentlicher Faktor, 
der den Liberalen als offizielle Parteiorganisa-
tion sogar Zurückhaltung auferlegen könnte, 
wäre rechtlicher Natur.
Zwar heißt es in § 4 BWG: „Jeder Wähler hat 
zwei Stimmen ..." und nach dem Kommentar 
zu § 19 BWG sind sogar taktische Wahlab-
sprachen grundsätzlich zulässig 130), doch so-
lange die F.D.P. für Bundestagswahlen eigene 
Direktkandidaten nominiert, wird man von 
ihren Repräsentanten kaum erwarten können, 
daß sie gleichzeitig — und sei es nur zur 
Ratifikation eines „von oben“ vorgeschlage-
nen Koalitionsmodells — die liberalen Erst-
stimmen demonstrativ für diese oder jene 
Großpartei „freigeben". Denn sonst wäre ein 
Konflikt mit dem Parteiengesetz unvermeid-
bar, zumindest formal würde gegen ein 
Grundinteresse der eigenen Partei versto-
ßen 131),wenn auch in der Substanz kein objek-
tiver Schaden (verhinderte WK-Siege) ein-
träte. — Auf der anderen Seite kommt den 
Parteien und damit auch den Liberalen als 
historisch ältester Gruppierung gerade durch 
das Parteiengesetz die positive Aufgabe zu, 
„auf die Gestaltung der öffentlichen Meinung 
Einfluß zu nehmen, die politische Bildung an-
zuregen und zu vertiefen" und „die aktive 
Teilnahme der Bürger am politischen Leben 
zu fördern" 132). Von hier aus gesehen, würde 
also keine Veranlassung dazu bestehen, das 
Splittting aus der öffentlichen Diskussion 
„herauszunehmen" oder totzuschweigen.

Einen sehr essentiellen Faktor stellen die 
Wähler der F.D.P. selbst dar. Schließlich sind 
sie es, die in realistisch-pragmatischer Beurtei-
lung der Situation ihre Erststimmen zuneh-
mend — 25% (1961), 44 % (1965), 57 % 
(1969) 133) — dem Kandidaten einer von ihnen 
präferierten Konkurrenzpartei geben. Hier 
dürfte man heute den geringsten Widerstand, 
die größte Resonanz erwarten können, sollte 
sich das Splitting jemals offiziell zu einem 
wahltaktischen Medium der Partei entwickeln. 
Dafür sprechen die Aufgeschlossenheit und 
die politische Bewußtheit, die in verschiede-
nen empirischen Untersuchungen den libera-
len Stammwählern bescheinigt wurden: Eine

84)  Bundeswahlgesetz, erläutert v. K. H. Seifert, 
a. a. O., S. 128.
85)  PartG § 10 Abs. 4: „Ein Mitglied kann nur 
dann aus der Partei ausgeschlossen werden, wenn 
es vorsätzlich gegen die Satzung oder erheblich 
gegen Grundsätze oder Ordnung der Partei ver-
stößt und ihr damit schweren Schaden zufügt."
86) PartG § 1 Abs. 2.
87) S. o. Anm. 25.

Einweitere Bundesumfrage (Nov. 1961) unter-
streicht ihr besonderes politisches Interesse 
eine jüngere Studie (Dez. 1970) hebt ihren 
relativ hohen Bildungsgrad hervor 135) und 
spricht ihnen die höchste Bereitschaft zum Par-
teieintritt zu 136); eine neuere Analyse bestä-
tigt den hohen Grad ihrer politischen Bewußt-
heit* ). Hier dürfte, um zwei liberale Auto-
ren zu zitieren, die gemischte Stimmabgabe als 
offizielles Instrument im Sinne der „partizi-
pativen Demokratie" 138) und einer Antwort 
auf die „demokratische Herausforderung" 139) 
auf fruchtbaren Boden fallen.

88) „Konsistente FDP-Wähler unterhalten sich hier-
nach bei weitem am häufigsten über Politik" 
(M. Kaase: Analyse der Wechselwähler i. d. Bun-
desrepublik, in: Zur Soziologie d. Wahl, hg. v. 
E. K. Scheuch u. R. Wildenmann, Köln/Opladen 
o. J. (1965), 118.
89)  Eine Aufschlüsselung der Parteipräferenz nach 
Bildungsschichtung hat bestätigt, „daß der Stim-
menanteil der SPD mit zunehmender Bildung sinkt, 
während der der FDP mit zunehmender Bildung 
steigt" (H. Kaack/K. G. Troitzsch: Jungwählerver-
halten in Hamburg. Ergebnisse einer Hamburger 
Umfrage und Repräsentativstatistiken aus anderen 
Bundesländern, in: Aus Politik u. Zeitgeschichte, 
H. 50, S. 15 — Beil. i. DAS PARLAMENT v. 
12. 12. 1970.
90) „Von den drei Bundestagsparteien weist die 

F.D.P. die höchste Quote an potentiell eintritts-
bereiten Wählern auf (43,5 °/o der F.D.P.-Wähler 
gegenüber 36,8 °/o der SPD-Wähler und 28,1 °/o der 
CDU-Wähler)" (ebd. S. 20).
91)  Nach einer infas-Repräsentativerhebung (März 
1970) haben die SPD-Anhänger ein überdurch-
schnittliches Interesse an im Fernsehen übertrage-
nen Bundestagsdebatten (7O°/o), die CDU/CSU-An-
hänger liegen dagegen mit 60 °/o unter dem Bun-
desdurchschnitt (65 °/o). Interessant ist das Ergeb-
nis für die sozialstatistische Gruppe der F.D.P.-An-
hänger: Die kleine Gruppe der Liberalen — im 
Bundestag waren sie z. Z. mit nur 5,8 0/0 der Zweit-
stimmen vertreten — liegt mit 63 °/o über dem 
Gros der CDU/CSU-Anhänger, die z. Z. der Erhe-
bung mit 46,1 °/o Zweitstimmen die größte Gruppe 
im Bundestag darstellten (Näheres bei U. Dübber: 
Zu einer Umfrage üb. d. Interesse an Fernsehüber-
tragungen von Bundestagsdebatten, in: Zft. f. Par-
lamentsfragen, 1. Jg., 1970, H. 2, Sept., S. 163).
138) „Mit der Formel von der .partizipativen De-
mokratie1 ist eine demokratische Verfassung pro-
grammiert, welche die partizipativen Initiativen 
einer politikbetroffenen Öffentlichkeit in die insti-
tutionalisierten Prozesse demokratischer Willens-
bildung einbeziehen will" (E. Pankoke: Politische 
Partizipation u. liberale Demokratie, in: liberal, 
14. Jg., H. 5, Mai 1972, S. 354).

Wie gezeigt werden konnte, kommen der ge-
mischten Stimmabgabe real oder potentiell 
verschiedene Funktionen zu: In ihrer assistie-
renden Funktion ist sie zunächst ein wahltech-
nisches Instrument, mit dem der Wähler einer-
seits selektiv auf die zu Wählenden, nämlich 
die personelle Zusammensetzung des Parla-



ments, direkt Einfluß nehmen und anderer-
seits zugunsten angestrebter Koalitionen so-
gar zum Gewinn zusätzlicher Überhangman-
date beitragen kann. Des weiteren kann die 
gemischte Stimmabgabe eine imperative Funk-
tion ausüben und bestimmte Koalitionen durch 
das Wahlergebnis plebiszitär erzwingen. 
Schließlich kann ihr signalisierende Funktion 
zukommen, indem der Wähler durch die so 
oder alternativ „überkreuzte" Stimmabgabe 
eine vor der Wahl in Aussicht gestellte Koali-
tion mit diesem (oder jenem) als koalitions-
fähig erachteten Konkurrenten ratifizieren 
(oder negieren) kann. Doch die vordergründig-
ste Motivation bei diesem Wahlverhalten 
dürfte — die zitierten Wahl-Anzeigen haben 
das bestätigt — in der Absicht liegen, die poli-
tische Macht (für zwei an sich konkurrierende 
Parteien) zu gewinnen.

Daß das Splitting in dieser Zielsetzung aber 
offensichtlich überbewertet wird, konnte an-
hand der Bundestagswahlergebnisse vom 
19. November 1972 nachgewiesen werden. D
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ie 
Aussicht auf eventuelle Überhangmandate für 
einen Koalitionspartner der Liberalen — bei 
einem zu erwartenden Patt oder knappen 
Mehrheitsverhältnissen politisch verständlich 
— ist in praxi sehr gering, weil eine ganze 
Reihe von bestimmten Bedingungen erfüllt 
sein müßte. Seit 1965 hat es keine Überhang-
mandate mehr bei Bundestagswahlen gege-
ben 0).

Deshalb dürfte bei wahlpolitischen Überle-
gungen der Liberalen als offizielle Parteiorga-
nisation stets der Gedanke der politischen 
Selbständigkeit, das Prinzip der parteilichen 
Unabhängigkeit und das programmierte Image 
der Dritten Kraft Vorrang haben vor dem 
Gedanken einer irgendwie gearteten wahl-
systematischen Absicherung des jeweils pas-
senden Koalitionspartners (A oder B), obwohl 
der liberale Wähler seinerseits die gemischte 
Stimmabgabe schon seit Jahren in zunehmen-
dem Ausmaß „inoffiziell" praktiziert!

Dieser Dualismus von puristischer Zurückhal-
tung und pragmatischer Öffnung, der sich bei 
den Liberalen in der wahlpolitischen Perspekti-
ve herausgebildet hat, diese im Grundsatz ent-
gegengesetzten Verhaltensweisen bei ein- und 
demselben Vorgang erinnern aus historischer *

189) „Demokratische Mündigkeit wächst ... in der 
demokratischen Herausforderung" (G. v. Norden: 
Demokratisierung — Zur Klärung eines Begriffs, 
in: liberal, 14. Jg„ H. 5, Mai 1972, S. 345).
140) S. o. Anm. 28.

Sicht an ein prinzipielles Dilemma, das für 
die verschiedenen Stadien in der Geschichte 
des deutschen Liberalismus relevant war: Die 
Alternative des älteren Liberalismus zwischen 
Ideal- und Realpolitik, die bei dem (gemä-
ßigt National-)Liberalen M. Weber eine Subli-
mierung in das Gegensatzpaar von ,Gesin-
nungs-' und ,Verantwortungsethik' erfuhr941 ). 
In diesen grundsätzlichen Fragen wurde 
M. Weber zu einem Wegweiser für die Libe-
ralen. In seinem politischen Denken sollte sich 
der Politiker nicht gesinnungsethisch zu sei-
ner „gerechten" Sache bekennen und puri-
stisch verhalten, sondern er sollte den etwas 
unbequemeren Weg gehen und in einem ste-
ten Kompromiß 
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pragmatisch auch die „Lage 
der Dinge" abwägen, d. h. er sollte sich ver-
antwortungsethisch über die konkreten Fol-
gen seines Handelns — oder seiner unterlas-
senen Handlungen! — Rechenschaft able-
gen 2).  Zuvor hatte schon der große Lehr-
meister der Liberalen, F. Naumann, pragmati-
sche und realpolitische Akzente gesetzt, als er 
z. B. den Weg zur politischen Macht elemen-
tar beschrieb: „Zum Willen gehört außer der 
Vorstellung des Zieles eine gleichzeitige Vor-
stellung des Weges, auf dem man das Ziel er-
reichen will. Eine bloße Vorstellung des Zieles 
ohne den Weg ist ein Wunsch, aber kein 
Wille." 143)

Unter Anwendung dieser Kategorien aus der 
Geschichte des politischen Liberalismus auf 
den eigentlichen Gegenstand dieser Untersu-
chung lassen sich die Komponenten beschrei-
ben, die den politischen Liberalismus heute 
wahlpolitisch bestimmen dürften:

Es sind .gesinnungsethische' Grundsätze, wenn 
sich eine Partei in ihrer wahlpolitischen Ein-
stellung auf die eigene „gerechte" Sache be-
sinnt und zur ungemischten, „reinen" Stimm-
abgabe aufruft. Und es sind .verantwortungs-
ethische' Maximen, wenn sich Bürger in sog. 
Initiativen zusammenfinden und sich, die 
„Lage der Dinge" abwägend, zur gemischten, 
„pragmatischen" Stimmabgabe bekennen.

141) Vgl. Th. Schieder: Das Verhältnis v. politi-
scher u. gesellschaftlicher Verfassung u. die Krise 
d. bürgerlichen Liberalismus, in: Historische Zeit-
schrift 177 (1954), S. 55. — Ebenso W. J. Mommsen: 
Max Weber u. die deutsche Politik 1890—1920, 
Tübingen 1959, S. 49.
142) Vgl. M. Weber: Politik als Beruf (Vortrag, 
1918/19), in: M. W., Ges. polit. Schriften, hg. v. 
J. Winckelmann, Tübingen 2'./1958, S. 493 ff.
143) F. Naumann: Der Wille in der Politik (1905), 
in: F. N., Werke, 5. Bd., bearb. v. A. Milatz, Köln/ 
Opladen 1964, S. 370.



Die verschiedenen Gründe und Hintergründe 
für die offizielle Zurückhaltung, die sich die 
Liberalen als politische Parteiorganisation in 
Fragen der gemischten Stimmabgabe auferle-
gen, konnten angesprochen werden. Eine ein-
mal zu schreibende Parteiengeschichte wird 
aber dennoch den dominierend .verantwor-
tungsethischen' Impetus dieser Liberalen her-
vorheben müssen. Es ist fast wörtlich das real-
politische Bekenntnis-eines M. Weber, das der 
Vorsitzende der Liberalen auf dem Parteitag 
der Freiburger Thesen 1971 abgab: „Politik 
ist nicht eine Sache der G
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esinnung allein. Sie 
ist auf Durchsetzungsvermögen angewie-
sen ... Politik ist die Fähigkeit . . ., die richti-
gen Daten für die förderlichen Entscheidun-
gen zu finden und zum richtigen Zeitpunkt die 
richtigen Entscheidungen zu treffen" 4).  Und 

es zeugt von geistiger Mobilität und pragma-
tischer Offenheit, wenn der Generalsekretär 
der Liberalen ein Jahr später, im April 1972, 
die sich im Lande bildenden Bürgeri
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nitiativen 
und ihre Impulse — man denke an die libera-
len Wählerinitiativen des Herbstes 1972 — im 
Grundsatz begrüßt: „Wer im Weiterwirken 
des politischen Liberalismus nicht nur eine 
sentimentale Schwärmerei sieht .. ., wird alle 
Verbesserungsvorschläge und Aktivierungs-
möglichkeiten unterstützen, auch in der Erpro-
bung, im Experiment . . ." 5)

98)  W. Scheel: Für eine Gesellschafts- u. Außen-
politik d. Toleranz u. d. Vernunft, in: Die Freibur-
ger Thesen der Liberalen, a. a. O., S. 12.
99)  K. H. Flach: Bürgerinitiative u. repräsentative 
Demokratie, in: liberal, 14. Jg., H. 4, April 1972, 
S. 245.



Udo Kempf: Vom Vielparteiensystem zur Blockbildung. Das französische Parteien-
system.

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 9/73, S. 3—25

Die im März 1973 in Frankreich stattfindenden Wahlen gewinnen nicht allein durch die 
ungewissen Siegeschancen der heutigen Mehrheit besonderes Interesse, sondern vor 
allem durch die sich zum erstenmal so eindeutig manifestierte Polarisation in zwei Blöcke: 
eine Mitte-Rechts- und eine Linksunion. Diese Konzentration des französischen Parteien-
systems ist eine der interessantesten Entwicklungen der V. Republik. Ermöglicht wurde 
diese Änderung der politischen Landschaft einmal durch den Rückgriff auf die absolute 
Mehrheitswahl und zum anderen durch die Schaffung der gaullistischen Partei U.D.R., der 
es zum erstenmal in der französischen Geschichte gelang, die absolute Mehrheit zu er-
ringen und 14 Jahre lang ununterbrochen den Premierminister aus ihren Reihen zu stellen. 
Frankreichs Linke hatte diesem Konzentrationsprozeß im bürgerlichen Lager zunächst 
nichts Gleichwertiges gegenüberzustellen. Erst die Präsidentschaftswahl von 1965 über-
wand die seit den vierziger Jahren bestehende Abneigung zwischen Sozialisten und 
Kommunisten und ermöglichte die Kandidatur des gemeinsamen Links-Kandidaten Fran-
cois Mitterand. Nach Erfolgen bei den Nationalwahlen 1967 mußte die Linke auf Grund der 
Mai-Unruhen und der Streiks ein Jahr später empfindliche Verluste hinnehmen. Jedoch 
förderte diese Wahlniederlage bei den Linksparteien und bei den mit ihnen sympathisie-
renden Gewerkschaften die Einsicht, daß nur ein festes Bündnis zwischen allen Forma-
tionen der klassischen französischen Linken eine echte Alternative zu den Gaullisten 
bietet.
Die Gaullisten, bisher stete Förderer einer solchen Konzentrationsbewegung, die den 
Franzosen nur die Wahl zwischen einer kommunistischen oder gaullistischen Regierung 
erlauben sollte, stehen der nun unter Mitterand eingetretenen Entwicklung ziemlich ratlos 
gegenüber; sie hoffen einerseits auf die noch immer unbestreitbare Autorität und das 
Prestige des verfassungsrechtlich neutralen Staatspräsidenten, der realiter aber der wirk-
liche Führer der U.D.R. ist, und andererseits auf eine Koalition (und damit Integration) 
der Reformateurs, deren Ziel, eine „dritte Kraft" zwischen den beiden Blöcken zu schaffen, 
vorerst zumindest illusorisch bleiben dürfte.

Michael Harscheidt: Das Splitting — ein wahltaktisches Medium der Liberalen?

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 9/73, S. 27—45

Aus der amerikanischen Wahlforschung stammt der Terminus „Splitting", den man auf das 
ganz anders geartete Wahlsystem der Bundesrepublik zu übertragen oder mit Begriffen 
wie „gemischte Stimmabgabe", „Uber-Kreuz-Wählen" und „Stimmenspaltung" zu über-
setzen versuchte. Eine Analyse dieses Wahlverhaltens führt heute unweigerlich in die 
neuere Geschichte des politischen Liberalismus, nämlich in das wahlrechtliche Dilemma 
der Liberalen. Denn in der gegenwärtigen politischen Situation, in der die Liberalen wenig 
Aussicht auf den Sieg eines eigenen Wahlkreiskandidaten haben können, gewinnt ihre 
Erststimme eine neu zu definierende Funktion. Die Tatsache, daß die FDP-Wähler in Bun-
destagswahlen seit 1953 ihre Erststimme zunehmend dem Kandidaten einer bevorzugten 
Konkurrenzpartei gaben, bezeugt eine zunehmende Bewußtseinsveränderung der liberalen 
Wähler in dieser Grundsatzfrage.
Diese Entwicklung hat für die FDP Konsequenzen. In der zunehmend erkannten geringer 
werdenden Bedeutung eines .parteitreuen' Einsatzes liberaler Erststimmen liegt aber nicht 
nur eine Schwäche, sondern hier können den Liberalen neue Kräfte zuwachsen: Die „un-
eigentliche" liberale Erststimme kann, je nach den politischen Verhältnissen am Tage der 
Wahl, verschiedene Funktionen ausüben: Neben ihrer Einflußnahme auf den Erfolg direkt 
oder indirekt gewählter Kandidaten der konkurrierenden Parteien kann sie angekündigte 
Koalitionsaussagen ratifizieren oder bei einer völlig offenen Koalitionsfrage bestimmte 
Kombinationen plebiszitär begünstigen oder knappe Mehrheitsverhältnisse durch erhofften 
Überhang stabilisieren. Solche und ähnliche Motivationen konnten auch praktisch am 
Wahlkampf der Liberalen 1972 beobachtet werden. Der dabei sichtbar gewordene Kon-
flikt wurde als ein Dualismus von puristischer Zurückhaltung und pragmatischer Öffnung 
begriffen. Aus historischer Sicht spiegelt sich darin zugleich das klassisch gewordene, 
prinzipielle Dilemma der Liberalen wieder: die Alternative zwischen Ideal- und Real-
politik, zwischen Gesinnungs- und Verantwortungsethik.
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